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Geothermie wird heutzutage meist in Verbindung gebracht mit der „Energiewende“ und dem 
steigenden Einsatz von Wärmepumpen für Heizung und Warmwasserbereitung seit der Ein-
führung des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes im Jahre 2000. Tiefengeothermie hat noch den 
Hauch von etwas Exotischem – man denke an die isländische Wärmeversorgung – aber auch 
Riskantem, wenn man die Gefahren durch leichte Erdbeben und unbeabsichtigte geologischen 
Veränderungen bedenkt.  Die Technologie scheint  relativ  neu zu sein und zumindest  ihren 
deutschen Ursprung – wie die Photovoltaik und die Windkraft – vermutlich in der BRD zu ha-
ben. Kaum jemandem ist jedoch bekannt, dass in der DDR schon Anlagen der Tiefengeother-
mie und der oberflächennahen Geothermie errichtet und betrieben wurden. Tatsächlich war 
man in ersterem dem Stand der BRD sogar voraus und hatte noch weitaus ehrgeizigere Pläne 
in den Schubladen liegen.
Ziel der Arbeit ist einen ersten historischen Zugang zur Geschichte der energetischen Nutzung 
der Geothermie in der DDR vorzulegen. Dafür wurde eine Darstellung erarbeitet, die bei den 
ersten wissenschaftlichen Arbeiten zur Geothermie in der DDR ansetzt, die politischen Ent-
scheidungen der SED nachvollzieht und die wissenschaftlichen und energiewirtschaftlichen 
Entwicklungen bis zur Wende und friedlichen Revolution 1989/90 nachvollzieht. Die zu stel-
lenden Fragen sind: Welche politischen Entscheidungen wurden gefällt und welchen Hinter-
grund hatte das? Wer waren die wichtigsten Akteure in Politik und Wirtschaft, die diese Ent-
scheidungen fällten? Welche Probleme gab es bei der Durchsetzung der politischen Beschlüs-
se und wie sollten sie gelöst werden? Wie war der Stand der Forschung auf dem Gebiet der 
Geothermie und wie entwickelte er sich? Wie ordnete sich die Erdwärme in die Wärmeversor-
gung und die Energiewirtschaft ein?
Geothermie als regenerative Energiequelle wird in zwei Formen unterteilt: Zum einen wird 
die Nutzung oberflächennaher Erdwärme bzw. Umweltenergie von der Oberfläche bis in Tie-
fen zu maximal 400 m unterschieden, zum anderen die Tiefengeothermie in Tiefen ab unge-
fähr 1.000 m. Beide Formen unterscheiden sich in der Art und Temperatur der Wärmequellen: 
oberflächennahe Umweltwärme hat eine Temperatur um die 10 °C; Erdwärme aus großen Tie-
fen kann bis über 100 °C in Gebieten ohne geologische Anomalien erreichen. Wärmequellen 
oberflächennaher Geothermie oder Umweltwärme sind: Wasser, Erdreich und Luft. Im ost-
deutschen Sprachgebrauch wurde der Begriff Geothermie nur für die tiefe Geothermie ver-
wendet. Für die oberflächennahe Geothermie fanden die Begriffe Umweltenergie und seltener 
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Anfallenergie  Verwendung.  Anfallenergie  und  Sekundärenergie  bedeuteten  im  Sprachge-
brauch der DDR meist Abwärme unterschiedlichen Temperaturniveaus.1
Der historische Forschungsstand zur Geothermie in der DDR ist sehr übersichtlich und betrifft 
eigentlich nur die Tiefengeothermie aus regionaler Sicht. So existiert ein kurzer Artikel des 
Warener Stadthistorikers Jürgen Kniesz2 über die geothermische Heizzentrale Waren-Papen-
berg. In seiner „Geschichte der Energieversorgung in Mecklenburg und Vorpommern“ geht 
der Rostocker Historiker Ingo Sens auch kurz auf den VEB Geothermie Neubrandenburg ein.3 
Ein  historischer  Forschungsstand  über  oberflächennahe  Geothermie  oder  den Einsatz  von 
Wärmepumpen in der DDR existiert nicht.
Die historische Erforschung der Wärmeversorgung in der DDR ist noch unvollständig; eine 
Gesamtdarstellung auf reicher Quellenbasis existiert nicht. Rainer Karlsch verfasste eine Ge-
schichte  der  Gasversorgung  in  Ostdeutschland,  welche  einen  wichtigen  Energieträger  der 
Wärmeversorgung abdeckt.4 Der bundesdeutsche Politikwissenschaftler und Ökonom Wolf-
gang Stinglwagner, beschäftigte sich während der 80er Jahren mit der Energiepolitik der DDR 
und behandelte auch überblicksmäßig die Wärmeversorgung in seinen Veröffentlichungen zur 
Energiepolitik und Energiewirtschaft der DDR.5 Daneben gibt es auch noch andere zeitgenös-
sische Veröffentlichungen aus der BRD zur Energiepolitik der DDR die als Literaturbasis her-
angezogen wurden.6 Vereinzelt existieren regional- bzw. unternehmensgeschichtliche Veröf-
fentlichungen welche die Geschichte lokaler Energieversorger erzählen, aber keinen fachwis-
senschaftlichen Anspruch haben.7 Allgemein  existiert  kaum nennenswerte  historische  For-
schung zur Heizung und Warmwasserversorgung. Desiderat der Forschung ist eine quellenge-
sättigte Darstellung der Politik und Wirtschaft der Wärmeversorgung in der DDR, die insbe-
sondere die Betriebe und die industriellen Anwender stärker in den Fokus rückt und nicht nur 
auf volkswirtschaftlicher Ebene argumentiert. Daneben wäre auch eine sozialhistorischer An-
satz zum Wärmeverbrauch bzw. -konsum in der DDR lohnenswert. Gründlicher erforscht ist 
1 Der Terminus Sekundärenergie steht heutzutage in der Energiewirtschaft für Energie bzw. Energieträger, die 
durch Umwandlung aus Primärenergie gewonnen werden. Z. B. Benzin und Braunkohlebriketts aber auch 
Elektrizität und Fernwärme wird darunter gezählt. Oft ist der Begriff damit deckungsgleich mit der Endener-
gie.
2 Kniesz,  Jürgen:  Das  Geothermische  Heizwerk  in  Waren,  in:  Umweltpanorama  12  (2006),  URL: 
http://www.ugii.net/umwelt/schriften/12-jk-waren.html, Zugriff am: 27.07.2015.
3 Sens, Ingo: Geschichte der Energieversorgung in Mecklenburg und Vorpommern, Rostock 1997.
4 Karlsch, Rainer: Vom Licht zur Wärme. Geschichte der ostdeutschen Gaswirtschaft 1855-2008, Berlin 2008.
5 Stinglwagner, Wolfgang: Die Energiewirtschaft der DDR. Unter Berücksichtigung internationaler Effizienz-
vergleiche, Bonn 1985.
6 Gruhn, Werner/ Lauterbach, Günter: Energiepolitik und Energieforschung in der DDR. Herausforderungen, 
Pläne und Maßnahmen, Erlangen 1986;  Kahlert, Joachim: Die Energiepolitik der DDR. Mängelverwaltung 
zwischen Kernkraft und Braunkohle, Bonn 1988.
7 Z. B. Gust, Helmut: Ferngewärmt ganz aus der Nähe. 100 Jahre Fernwärme in Dresden, Dresden 2000.
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die Elektrizitätsversorgung in der DDR. Zu den Themen Kernenergie8,  Elektrizitätsversor-
gung9 und Braunkohlekraftwerke10 sind Monographien erschienen, die einen fundierten und 
quellenreichen Zugang zu den Themen liefern.
Wegen des geringen Forschungsstandes wurde dieser Arbeit eine explorative Herangehens-
weise zugrunde gelegt. Neben dem geringen vorhandenen Forschungsstand wurden Veröffent-
lichungen in den Fachzeitschriften der DDR herangezogen um einen ersten Überblick über 
das Vorhandensein oder Nicht-Vorhandensein des Untersuchungsgegenstandes  „Geothermie 
in der DDR“ zu gewinnen. Nach der Sichtung des alten DDR-Forschungsstandes über Tiefen-
geothermie, Umweltwärme und Wärmepumpen war es möglich Schwerpunkte für weitere Re-
cherchen zu setzen: Insbesondere eine Recherche im Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde sollte 
Licht ins Dunkle der politischen Entscheidungen zum Einsatz und Entwicklung der Geother-
mie in der DDR bringen. Da aus der DDR-Forschungsliteratur ersichtlich wurde, dass eine 
Wärmepumpen-Heizzentrale in Dresden errichtet und betrieben wurde, wurden diese Recher-
chen um Nachforschungen in lokalen Archiven und beim Dresdner Energieversorger Drewag 
ergänzt.
Die meisten und reichhaltigsten Informationen sind zweifellos im Bundesarchiv in Berlin zu 
finden. Neben den leicht zugänglichen Beschlüssen des Politbüros, des Sekretariats des Zen-
tralkomitees und des Ministerrats gibt es dort auch noch eine Reihe von Beständen, die For-
schungs- und Kontrollberichte sowie den amtlichen Schriftverkehr der Ministerien und der 
SED mit anderen Behörden und den Betrieben enthalten. Die Online-Suchmasken des Bunde-
sarchivs „invenio“ und „ARGUS“ erleichterten die Recherche ungemein und erlaubten teil-
weise sogar die Einsicht von Digitalisaten. Im Hauptstaatsarchiv Dresden gibt es einen sehr 
umfangreichen Bestand des Energiekombinats Dresden, dem Energieversorger des gleichna-
migen DDR-Bezirks. Da der Bestand noch nicht gesichtet wurde und keine Findbücher, son-
dern nur Anlieferungs- bzw. Kassationsvermerke vorhanden sind gestaltete sich die Arbeit mit 
diesem Bestand als relativ zeitaufwendig. Zwischen einer großen Anzahl an Bilanzen und Ab-
rechnungen verbargen sich dann doch noch einzelne, für den Historiker interessante Doku-
mente.  Im Stadtarchiv  Dresden  ließen  sich  relativ  leicht  die  Bebauungskonzeptionen  des 
Wohngebiets und der Wärmepumpen-Heizzentrale auffinden. Auf Anfrage bei der Drewag er-
8 Müller, Wolfgang D.: Geschichte der Kernenergie in der DDR. Kernforschung und Kerntechnik im Schatten 
des Sozialismus (= Geschichte der Kernenergie in der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 3), Stuttgart 2001.
9 Matthes,  Felix  Christian:  Stromwirtschaft  und deutsche  Einheit.  Eine  Fallstudie  zur  Transformation  der 
Elektrizitätswirtschaft in Ost-Deutschland, Berlin 2000.
10 Roesler, Jörg/ Semmelmann, Dagmar: Vom Energiekombinat zur Aktiengesellschaft. Ostdeutsche Energie-
wirtschaft im Umbruch in den 1980er und 1990er Jahren (= Politik- und Gesellschaftsgeschichte, Bd. 66),  
Bonn 2005.
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klärte sich Reinhard Niespor freundlicherweise bereit dem Autor einige Fragen  zum Bau, 
Betrieb und Schicksal der Dresdner Wärmepumpen-Heizzentrale zu beantworten. 
Als Ansatz wurde für die ersten Hälfte der Arbeit ein systematischer Zugang gewählt. In Ka-
pitel 2 werden die politischen Entscheidungen der SED Geothermie zu fördern im Kontext der 
Energiepolitik und der wichtigsten volkswirtschaftlichen Rahmenbedingungen nachvollzogen. 
Besonderes Augenmerk liegt hier auch auf einer Darstellung der gesamten Regenerativen-
Energien-Politik der DDR um die Bedeutung der Geothermie auch hierin verorten zu können. 
Kapitel 3 widmet sich der Energiewirtschaft. Zuerst werden die wichtigsten relevanten Akteu-
re der Energiewirtschaft und Energiepolitik mit Fokus auf die Geothermie bestimmt. Durch 
die Eigenheiten der Zentralverwaltungswirtschaft des in der DDR real existierenden Sozialis-
mus macht es keinen analytischen Sinn Akteure der Politik und Wirtschaft getrennt zu be-
trachten: Die Wirtschaft wurde von den Führungskadern der SED geleitet. Danach werden Ei-
genheiten und Strukturen der Wärmeversorgung bzw. insofern relevant auch der Energiewirt-
schaft allgemein herausgearbeitet. Zum Schluss des 3. Kapitels werden die Bemühungen in 
Forschung, Industrie und Landwirtschaft der DDR zur Nutzung regenerativer Energiequellen 
dargestellt, sofern es sich nicht um die Geothermie selbst handelt. Im 4. Kapitel schließt sich 
nach der systematischen Heranführung die chronologische Darstellung der Entwicklung der 
Geothermie in der DDR an. Der erste Teil behandelt die Einführung der Wärmepumpentech-
nologie in der DDR mit Fokus auf die Nutzung von oberflächennaher Geothermie bzw. Um-
weltwärme. Begonnen hatte dies mit einer Forschungsoffensive des Ministeriums für Wissen-
schaft und Technik, die Anfang der 80er Jahre in einem politischen Programm zur Einführung 
der Wärmepumpe für die rationelle Energieanwendung mündete. Ergänzt wird die chronologi-
sche Erzählung durch ein Fallbeispiel für eine der errichteten Versuchsanlagen zur Umwelt-
wärmenutzung: der Wärmepumpen-Heizzentrale Dresden. Sie beheizte eine Neubausiedlung 
und markierte den technologischen Höchststand auf diesem Gebiet in der DDR. Danach wird 
erörtert  wieso diese Technologie keine breite  Anwendung in der  DDR erfuhr,  obwohl sie 
zweifellos Vorteile gegenüber den mit Braunkohle gefeuerten Heizkesseln besaß. Im zweiten 
Teil des 4. Kapitels wird die von den SED-Politikern besonders geförderte Tiefengeothermie 
behandelt. Deren perspektivisches Ziel es sein sollte den Norden der DDR durch eine neue 
heimische Energiequelle mit Wärme zu versorgen.
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2. Energiepolitik in der DDR
2.1 Energiepolitik der SED
Mit der Machtübernahme Honeckers 1971 wurde eine neue Ära der Wirtschaftspolitik einge-
läutet. Die "Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik" führte zu einer verstärkten zentralen 
Planung in der Wirtschaft. Sozialer Kern war ein groß angelegtes Programm subventionierter 
Sozialleistungen. Im Energiesektor bedeutete dies eine Politik konstanter Preise für private 
Verbraucher bei Elektroenergie, Gas und Wärme.11
Mit dem ersten Ölpreisschock 1973/74 verteuerten sich die Weltmarktpreise für Rohöl inner-
halb kürzester Zeit. Ende der 70er Jahre trafen die steigenden Importpreise für fossile Ener-
gieträger auch die DDR. Auf Verlangen der UdSSR wurde 1975 die Preisbildung im RGW an-
gepasst.  Ursache waren immer teurer werdende Förderbedingungen und steigende Exporte 
fossiler Rohstoffe in westliche Staaten um benötigte Devisen zu erwirtschaften. Reduzierte 
und verteuerte Rohstoffimporte aus der UdSSR und ein Mangel an westlichen Devisen nötigte 
die DDR-Führung zu Maßnahmen der Einsparung flüssiger und gasförmiger Energieträger.12 
Zu Beginn der 1980er Jahre befand sich die  DDR in einer Verschuldungskrise gegenüber 
westlichen Gläubigern und der Sowjetunion. Entstanden war sie durch langjährige Waren- 
und Rohstoffimporte und durch die sinkende Weltmarktfähigkeit des Investitionsgütersektors. 
Anfang der 70er Jahre betrugen die Staatsschulden im nicht-sozialistischen Wirtschaftsraum 
(NSW) rund 2 Mrd. Valutamark; zum Höchststand 1980/81 betrugen sie etwa 20 Mrd. Valu-
tamark.13
Wie sah nun die "kluge und weitsichtige Energiepolitik" der SED angesichts dieser Restriktio-
nen in den 80er Jahren aus?14 Die Energiepolitiker in der DDR sahen als übergeordneten Ent-
wicklungsprozess  in  der  Energiewirtschaft  den  Bedeutungszuwachs  des  Endenergieträgers 
Elektroenergie. Durch die Begrenztheit und die steigenden Kosten beim Abbau der Braunkoh-
le und angesichts steigender Weltmarktpreise für andere fossile Energieträger galt daher die 
forcierte Nutzung der Kernenergie als einzige gangbare Alternative.15 Um dieses Ziel zu errei-
chen wurden Anfang der 1980er Jahre vier Hauptrichtungen in der Energiepolitik festgelegt: 
11 Vgl. Gruhn/ Lauterbach, Energieforschung, S. 55f.
12 Vgl. Steiner, André: Von Plan zu Plan. Eine Wirtschaftsgeschichte der DDR, Berlin 2007, S. 218-221; Vgl.  
Matthes: Stromwirtschaft, S. 47-49.
13 Vgl. Steiner: Von Plan zu Plan, S. 217-223.
14 Kratzke,  Jochen/  Hildebrand,  Hans-Joachim:  Zur  11.  Weltenergiekonferenz  1980,  in:  Energietechnik  3 
(1981), S. 81-82, hier S. 81.
15 Gerisch, Gotthard/ Hedrich, Peter/ Kloeppel, Friedrich Wilhelm/ Ufer, Dietmar: Die planmäßige Entwick-
lung des Energiebedarfs unter vorrangiger Nutzung nationaler Energieressourcen in der Deutschen Demo-
kratischen Republik, in: Energietechnik 3 (1981), S. 92-98, hier: S. 94f.
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1. Die rationelle Energieanwendung; 2. die verstärkte Nutzung heimischer Energieträger, ins-
besondere der Braunkohle aber auch regenerativer Energiequellen; 3. die Verbesserung der 
Energieträgerstruktur im Sinne einer verstärkten Nutzung der Kernenergie sowie der Einspa-
rung von importierten Erdöl und Erdgas und 4. eine engere wirtschaftliche Verflechtung im 
RGW insbesondere bei Rohstoffimporten und der Abstimmung von Produktionsprofilen.16
Die Strategie der Energiepolitik lag darin zunächst die Zuwachsraten am Primärenergiever-
brauch zu reduzieren und damit bei konstantem Wirtschaftswachstum den energetischen Wir-
kungsgrad der Volkswirtschaft zu erhöhen. Die Obergrenze der Braunkohleförderung von un-
gefähr 300 Mio. t Rohbraunkohle pro Jahr sollte gegen Ende der 80er Jahre erreicht werden 
um danach voll  in  die  Kernenergienutzung einzusteigen.  Die  technologische  Entwicklung 
sollte dann zukünftig über schnelle Brutreaktoren bis hin zur Kernfusion führen.17
Für die Wärmeversorgung war insbesondere die Politik der Heizölablösung relevant. Um de-
visenbringend Erdölprodukte in den NSW zu exportieren wurde in der DDR der Mineralöl-
verbrauch zwischen 1978 und 1984 von 18 auf 10 Mio. t gesenkt. Die Umrüstung der Feue-
rungsanlagen auf Rohbraunkohle verschlang Milliarden und brachte erhebliche Probleme für 
den Betrieb der Anlagen mit sich.18
Besonderem politischen Interesse galt die energieintensive Wirtschaft der DDR effizienter zu 
gestalten. Seit Mitte der 70er Jahre wurde daher verstärkt die Politik der rationellen Energie-
anwendung propagiert. 1979 wurde dafür die Zentralstelle für rationelle Energieanwendung 
mit ihren Zweigstellen in den Bezirken gegründet. Aufgabe war die Koordinierung der Ener-
giepolitik und die Durchsetzung der Energiekennziffern. Dafür wurden für die Industrie Ener-
gienormative eingeführt, die den zulässigen Verbrauch an Energie für ein bestimmtes Erzeug-
nis detailliert festlegten. Bei Überschreitung mussten durch den betroffenen Betrieb wesent-
lich höhere Energiepreise entrichtet werden.19 Für Großverbraucher wurde zusätzlich das In-
strument der Energiekontingente eingeführt. Diese wurden mit den Betrieben ausgehandelt, 
zugeteilt  und mussten monatlich  bis  jährlich abgerechnet  werden.  Auch durch eine  Preis-
politik steigender Energiekosten für die Wirtschaft wurde versucht Anreize zum Energiespa-
16 Gerisch/ Hedrich/ Kloeppel/ Ufer: Planmäßige Entwicklung, S. 95-97; Mitzinger, Wolfgang: Die Bedeutung 
der planmäßigen Entwicklung der Kapazitäten der Kohle- und Energiewirtschaft und des rationellen Einsat -
zes der Energieträger in allen gesellschaftlichen Bereichen für die Deckung des wachsenden Energiebedarfs 
der sozialistischen Gesellschaft, in: Energietechnik 7 (1980), S. 241-245, hier: S. 242.
17 Gerisch/ Hedrich/ Kloeppel/ Ufer: Planmäßige Entwicklung, S. 97.
18 Vgl. Karlsch: Vom Licht zur Wärme, S. 169.
19 Vgl. Stinglwagner, Wolfgang: Die Energiepolitik der DDR und ihre wirtschaftlichen und ökologischen Fol-
gen, in: Kuhrt, Eberhard: Die Endzeit der DDR-Wirtschaft – Analysen zur Wirtschafts-, Sozial- und Um-
weltpolitik, Opladen 1999, S. 189-223, hier: S. 203-205; Vgl. Matthes: Stromwirtschaft, S. 95f.
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ren zu setzen. Auf Seiten der privaten Haushalte wurde jedoch aus sozialpolitischen Erwägun-
gen die Politik konstanter Preise beibehalten. Die Preise für Elektrizität, Gas und Braunkohle-
briketts wurden auf dem Niveau der 60er Jahre eingefroren. Durch steigende private Einkom-
men sanken die Preise relativ sogar, obwohl die Förderkosten und Importpreise für fossile 
Energieträger stiegen.20
2.2 Regenerative Energiequellen in der Energiepolitik
Regenerative Energiequellen spielten in der Energiepolitik der SED im Vergleich zu den Pro-
blemen der Energieerzeugung auf Braunkohle- und Kernenergiebasis nur eine untergeordnete 
Rolle.21 Angefangen hatten die politischen Überlegungen zur Nutzung erneuerbarer Energie-
quellen Ende der 70er Jahre im Kontext der rationellen Energieanwendung und der Nutzung 
heimischer Energieträger seit dem Fünfjahrplan 1976-80. Die Erwartungen waren zwar be-
scheiden aber gemessen an den vorhandenen Mitteln auch realistisch: bis zum Jahr 2000 soll-
ten nicht mehr als 0,4 bis 1 % des Primärenergieverbrauchs durch regenerative Energiequellen 
aufgebracht werden.22 
Am 7. Juni 1978 wurde im Beschluss des Ministerrats der DDR zur Rationellen Energiean-
wendung auch ein Staatsauftrag erteilt, der sich mit  "Verfahren und Anlagen zur effektiven 
Nutzung natürlicher Wärmequellen und Abwärme niedrigeren Temperaturniveaus" befasste.23 
In dessen Rahmen wurden durch das Ministerium für Wissenschaft und Technik (MWT) zahl-
reiche Forschungsvorhaben und Versuchsprojekte in Betrieben und Forschungseinrichtungen 
gefördert. Durch den Einsatz von Wärmepumpen sollten Abwärme, Umweltwärme und Son-
nenenergie  zur  Wärmeversorgung  im  Wohnungsbau,  Industrie,  Gesellschaftseinrichtungen 
und Landwirtschaft nutzbar gemacht werden.
Anfang der 80er Jahre wurden dann auf der obersten politische Führungsebene der verstärkte 
Einsatz von Wärmepumpen in der Wirtschaft der DDR beschlossen. Die Zielstellung wurde 
20 Vgl. Gruhn/ Lauterbach: Energieforschung, S. 52-59.
21 Steckler, Helmut: Zur Strategiebildung für wissenschaftlich-technische Neuerungen im Energie-System, in: 
Steckler, Helmut/ Borngräber, Ernst-Egon: Wissenschaftlich-technische Revolution, sozialer Fortschritt und 
geistige Auseinandersetzung – 3: Sektion 2: Energie und wissenschaftlich-technische Revolution (= Kollo-
quien/ Akademie der Wissenschaften der DDR, Institut für Theorie, Geschichte und Organisation der Wis-
senschaft, Bd. 43,3), Berlin 1985, S. 4-17, hier: S. 11.
22 Vgl. Stinglwagner: Effizienzvergleiche, S. 92-96; Noack, Peter/ Schmidt, Hubertus/ Gerstenberger, Werner/  
Meißner, Joachim: Einsatz neuer unkonventioneller Verfahren zur Energieträgerbereitstellung in der DDR, 
in: Energieanwendung 1 (1980), S. 21-25, hier: S. 24. Im Jahr 2000 erreichte das vereinigte Deutschland 
einen Anteil von 2,9 % und 2014 11,1 %. Ohne Autorenangabe: Anteil erneuerbarer Energien am gesamten 
Primär-  und  Endenergieverbrauch,  in:  Umweltbundesamt,  letzte  Aktualisierung  24.06.2015,  URL: 
http://www.umweltbundesamt.de/daten/energiebereitstellung-verbrauch/anteil-erneuerbarer-energien-am-
energieverbrauch, Zugriff am: 27.07.2015 14:30 Uhr.
23 BArch DC 20/20318, Bericht über den Stand der Entwicklung und dem Einsatz von Wärmepumpen zur Nut-
zung vorhandener Sekundärenergiereserven, Juni 1979, S. 49.
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auch in die Direktive zum X. Parteitag der SED 1981 aufgenommen. Neben zentralen Groß-
anlagen für Wohnsiedlungen oder die Industrie sollten für den dezentralen Einsatz kleinere 
Wärmepumpen hergestellt werden.24 Wie sich bald herausstellen sollte waren diese Pläne zu 
hoch angesetzt: weder die geplante Produktion noch die Anwendung von Wärmepumpen in 
der Wirtschaft wurde wie geplant realisiert und die ökonomischen Effekte erwiesen sich in der 
Praxis als geringer als anfänglich gedacht.
Dem für Wirtschaft zuständigen Politbüromitglied Günter Mittag waren 1984 positive Berich-
te über die noch im selben Jahr fertiggestellte tiefengeothermische Versuchsanlage in Waren 
an der Müritz zu Ohren gekommen, die ein Wohngebiet mit Wärme versorgen sollte. Im Juli 
1984 beschloss dann auch das Politbüro des ZK der SED eine Konzeption zur Nutzung der 
Geothermie für die Wärmeversorgung.25 Mit dem im selben Jahr gegründeten VEB Geother-
mie Neubrandenburg wurde der einzige Betrieb in der DDR geschaffen, der sich ausschließ-
lich mit der Erschließung einer regenerativen Energiequelle befasste. Zum XI. Parteitag der 
SED 1986 wurde die Geothermie schließlich Teil des offiziellen Regierungsprogramms.26 Der 
Ausbau der Geothermie geriet jedoch aufgrund übersteigerter Planvorgaben, Schwierigkeiten 
bei der Beherrschung der untertägigen Verhältnisse und des immer gravierender werdenden 
materiellen und personellen Mangels in der DDR zunehmend ins Stocken. Deshalb wurde 
1986 und 1988 versucht durch weitere politische Beschlüsse den Problemen entgegenzuwir-
ken. Am Ende konnten jedoch nur zwei der sechs geplanten Anlagen 1988 in Betrieb genom-
men werden, was 20 % der ursprünglich geplanten Heizleistung von 110 MW entsprach.27
Doch nicht nur der Geothermie wurden wirtschaftliche Chancen eingeräumt, auch die Erzeu-
gung von Biogas aus landwirtschaftlichen Abfällen, Klärschlamm und Deponien erschien im 
Bereich des Machbaren zu sein. Anfang der 80er Jahre begann man daher Biogasanlagen zur 
24 Stadtarchiv Dresden 10/26838, unpagiert, Bebauungskonzeption Dresden – Lommatzscher Straße Dresden 
den 30.1.1983, S. 2; Ohne Autorenangabe: Direktive des X. Parteitages der SED zum Fünfjahrplan für die 
Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR in den Jahren 1981 bis 1985, in: Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands: Protokoll der Verhandlungen des X. Parteitages der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch-
lands - 10,2, Berlin 1981, S. 243-309, hier: S. 262; BArch DC 20/I/4/5283, Beschluß zur Abrechnung der 
Ministerratsbeschlüsse vom 27. März 1980 und 13. Aug. 1981 zum Wärmepumpeneinsatz,  S. 157; Vgl. 
Gruhn/ Lauterbach, Energieforschung, S. 271.
25 BArch DY 30/ vorl. SED/ 1972-1989, unpagiert, Mitteilung von Horst Wambutt (Abt. Grundstoffindustrie 
des ZK-Apparats) an Günter Mittag vom 1.6.1984; BArch DY 3023/1135, Information über die Ergebnisse 
beim Versuchsbetrieb der geothermischen Prototypanlage Waren, 3.7.1984, S. 389-391.
26 Ohne Autorenangabe: Direktive des XI.  Parteitages der SED zum Fünfjahrplan für die Entwicklung der 
Volkswirtschaft der DDR in den Jahren 1986 bis 1990, in: Sozialistische Einheitspartei Deutschlands: Proto-
koll der Verhandlungen des XI. Parteitages der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands im Palast der Re-
publik in Berlin 17. bis 21. April 1986, Dietz Verlag Berlin 1986, S. 739-827, hier: S. 771f.
27 BArch DC 20/I/5767, Beschluß zur Konzeption für die volkswirtschaftliche Nutzung der geothermischen 
Ressourcen des Staatsgebietes der DDR, März 1988; BArch DC 20/19948, Information über Fortschritte und 
Hemmnisse bei der Erfüllung des Beschlusses des Ministerrates vom 24.3.1988 zur Nutzung geothermischer  
Ressourcen, Oktober 1988.
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Fermentation  von Gülle  in  der  Landwirtschaft  einzusetzen.  Die  starke  Konzentration  von 
Viehbeständen  in  Landwirtschaftlichen  Produktionsgenossenschaften  (LPG)  ließ  Gülle  in 
großen Mengen anfallen, deren Verteilung große logistische Probleme bereitete. Zentrale Be-
schlüsse wurden 1984 gefällt. Neben Anlagen in der Landwirtschaft wurde Deponiemüll und 
Abwasser aus Kläranlagen in großem Stil fermentiert um Biogas zu erzeugen.28
Eine geschlossene Konzeption für die Nutzung regenerativer Energiequellen sollte erst im 
November 1989 vom Zentralkomitee (ZK) der SED und dem Ministerrat beschlossen wer-
den.29 Jedoch blieb der letzten SED-Regierung nicht mehr viel Zeit diese zu konkretisieren 
oder gar in die Tat umzusetzen. Bis zur Auflösung der DDR blieb die politische Koordination 
zur Forschung und Entwicklung auf verschiedene Ministerien verstreut; eine zentral geplante 
regenerative Energiebranche konnte sich nie entwickeln.30
Die erste geschlossene Konzeption zur Nutzung regenerativer Energiesysteme entstand nicht 
durch Zufall erst 1988 und 1989. Zu dieser Zeit entfaltete die Umweltbewegung in der DDR 
ihre  größte  öffentliche  Wirksamkeit.31 So  wurde  die  Notwendigkeit  einer  geschlossenen 
Politik für regenerative Energien auch mit dem gestiegenen Interesse an Umweltfragen in der 
Gesellschaft begründet. Es sollte daher "eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit [erfolgen], in der 
auch positive Erfahrungen und Beispiele [der Nutzung regenerativer Energiequellen in der 
DDR] verallgemeinert werden." Der Beschluss wurde am 2. November 1989 durch den Mi-
nisterrat rechtskräftig.32 Zur selben Zeit also, als zum ersten mal offizielle Daten über die Um-
weltverschmutzung in der DDR veröffentlicht werden durften.33
Im Vorfeld des "Beschlusses über die Grundlagen für die Nutzung regenerativer Energiequel-
len in der DDR" wurde erstmals eine Gesamtaufnahme des internationalen und ostdeutschen 
technischen Standes erarbeitet. Ziel sollte es sein die gegenwärtige Entwicklungsrichtung auf 
eine Deckung des Primärenergieverbrauch von 0,4 % bis zum Jahr 2000 zu erhöhen. In Tabel-
le 1 sind die geplanten Ausbauziele an regenerativen Energiesystemen zusammengestellt.34
28 BArch DC 20/27410, S. 94-97.
29 BArch DC 20/11298, Stellungnahme zur Vorlage "Grundlinie für die Nutzung regenerativer Energiequellen 
in der DDR", 1989, S. 225; BArch DC 20/20318, S. 49.
30 Vgl. Gruhn/ Lauterbach: Energieforschung, S. 271-273; Noack/ Schmidt/ Gerstenberger/ Meißner: Unkon-
ventionelle Verfahren, S. 24.
31 Matthes: Stromwirtschaft, S. 107-109.
32 BArch DC 20/I/3/2864, S. 6; BArch DC 20/11298, S. 226.
33 Roesler/ Semmelmann: Vom Energiekombinat zur AG, S. 126.
34 BArch DC 20/I/3/2864, S. 6; BArch DC 20/27410, S. 84-117.
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Technologie Einheit 1990 1995 2000 (mindestens)
Geothermie MW 22 110 250
Biogas Mio. m³ 68,5 99 109




Laufwasserkraft MW 42 50 100
Umweltwärme MW 5 10 25
Solarthermie 1000 m² - 60 200
Tabelle 1: Vorhandene und geplante Kapazität an regenerativen Energiesystemen, November  
1989
Quelle: Eigene Zusammenstellung nach: BArch DC 20/I/3/2864 S. 8, 10, 11, 13, 23, 24, 28; BArch DC 
20/27410, S. 102, 111.
Im Kern des Beschlusses stand die Realisierung der geplanten tiefengeothermischen Heizzen-
tralen im Norden der DDR und der Bau weiterer Anlagen zur Biogaserzeugung aus Abwasser, 
Gülle und Deponiemüll.  Kleinwasserkraftwerke sollten ebenfalls  errichtet  werden um per-
spektivisch das einstige Niveau an installierter Leistung wieder zu erreichen. Wärmepumpen-
heizzentralen zur Nutzung von Umweltwärme wollte man nur unter besonderen Bedingungen 
errichten lassen. Selbst eine gesteigerte Produktion von Solarthermiekollektoren war geplant. 
Durch eine stimulierende Kreditierung sollte der individuelle Wohnungsbau zur Installation 
von Erdwärme- und Solarthermiekollektoren ermuntert werden. Im Windkraftbereich plante 
man sogar Eigenentwicklungen und die Nutzung von "western mills" in der Landwirtschaft 
als Pumpenantriebe.35 Doch angesichts der damaligen angespannten wirtschaftlichen Lage las-
sen – von der Politischen einmal abgesehen – die eher vagen Bestimmungen zur Umsetzung 
des Beschlusses Zweifel  an dessen Realisierbarkeit  aufkommen. In den letzten Jahren der 
DDR wurden viele Ministerratsbeschlüsse erlassen, die jeglicher materiellen Absicherung ent-
behrten.36
35 BArch DC 20/I/3/2864, S. 3-17.
36 Vgl. Roesler/ Semmelmann: Vom Energiekombinat zur AG, S. 61, 409. So wurde zwar vom Ministerrat be-
schlossen Rohrleitungen für das Kraftwerk Hagenwerder bereitzustellen. Beim zuständigen Bitterfelder Be-
trieb gab es die jedoch nicht mehr. Das Kraftwerk musste unter Gefahr eines Rohrbruchs zunächst weiterge-
fahren werden, bis ein Arrangement getroffen wurde. 
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3. Erdwärme in der Energiewirtschaft der DDR
3.1 Akteure der Energiewirtschaft
Die Energiewirtschaft  organisierte sich wie die meisten Bereiche der Wirtschaft  der  DDR 
nach dem System der Zentralverwaltungswirtschaft. Abbildung 1 zeigt die wichtigsten politi-
schen und wirtschaftlichen Akteure der Erdwärmeindustrie der DDR. Die hierarchisch-zentra-
listische Struktur lässt sich jedoch auch auf andere Bereiche der Energiewirtschaft übertragen.
Die wichtigsten energiepolitischen Entscheidungen wurden im Politbüro bzw. dem darin ge-
gen Ende der DDR vollständig enthaltenen Sekretariat des Zentralkomitees (ZK) der SED ge-
fällt. Alle Vorlagen für die wöchentlichen Tagungen des Politbüros mussten mit dem dafür zu-
ständigen ZK-Sekretär, im Falle der Energiewirtschaft war das Günter Mittag, vorher abge-
stimmt werden. Dadurch hatte  dieser die  größte Entscheidungsmacht in  energiepolitischen 
Fragen. Das Zentralkomitee diente praktisch nur der Akklamation von Beschlüssen des Sekre-
tariats  und des  persönlichen Prestiges  der  Mitglieder.37 Die  wichtigsten  energiepolitischen 
Entscheidungen wurden zwischen dem Wirtschaftssekretär des ZK und dem Vorsitzenden der 
Staatlichen Plankommission (SPK) ausgehandelt.38 
Der ZK-Apparat war das ausführende bürokratische Organ und Informationsquelle für die 
Parteiführung. Es bestand gegen Ende der DDR aus über 40 Abteilungen mit etwa 2000 Mit-
arbeitern.39 Die Abteilung Grundstoffindustrie war die wichtigste für Energiefragen und unter-
stand dem Sekretär für Wirtschaft. Die SPK hatte ebenfalls rund 2000 Mitarbeiter, die sich in 
12 Bereiche gliederten, von denen einer für Grundstoffindustrie und damit Energie zuständig 
war. Sie musste die Vorgaben des Politbüros und des ZK-Apparats in die Entwicklung der 
Volkswirtschaftspläne einarbeiten.40 Der Ministerrat hatte die Funktion der Wirtschaftsverwal-
tung inne, segnete die Beschlüsse des ZK kollektiv ab und arbeitete die Umsetzung in den Mi-
nisterien aus.41 Die Ministerien fungierten als oberste Verwaltungsorgane der Wirtschaft und 
als Informationsquellen für übergeordnete Stellen. Ihnen unterstanden die Kombinate und de-
ren untergeordnete Volkseigene Betriebe (VEB).42
37 Vgl.  Schroeder,  Klaus:  Der SED-Staat.  Geschichte und Strukturen der DDR 1949-1990, Köln/  Weimar/ 
Wien 2013, S. 492-498.
38 Vgl. Matthes: Stromwirtschaft, S. 98.
39 Vgl. Schroeder: SED-Staat, S. 500.
40 Vgl. Matthes: Stromwirtschaft, S. 97.
41 Vgl. Schroeder: SED-Staat, S. 522, 629.




Weitere Akteure waren die 1979 gegründete  Zentrale Energiekommission (ZEK), die zwi-
schen den anderen mit Energiefragen beschäftigte Stellen koordinierte. In den 80er Jahren gab 
es zu deren Unterstützung auch eine Arbeitsgruppe Rationelle Energieanwendung beim Mi-
nisterrat.43 Dem Ministerium für Kohle und Energie unterstanden alle wichtigen Kombinate 
für den Kohleabbau, der Energieerzeugung und der Energienetze. Des weiteren gab es noch 
einige in Abbildung 1 nicht aufgeführte Kontrollinstanzen und den am Ministerrat angeglie-
derten Forschungsrat der DDR. Akteure auf der Bezirks- und Kreis- bzw. Stadtebene konnten 
aus Gründen der Übersichtlichkeit nicht in Abbildung 1 integriert werden. Dazu gehören ins-
besondere die SED-Leitungen, die Energiekommissionen, Betriebe und Verwaltungsorgane.
Im Bereich der Erdwärme bildeten sich bei der Tiefengeothermie und der Umweltwärme zwei 
unterschiedliche  Grade  an  Zentralisierung  aus.  Das  Institut  für  Energieversorgung  (IEV) 
Dresden bildete die Klammer zwischen diesen Bereichen, da es sowohl für die Wärmepum-
penheizzentralen (WPHZ) als auch für die geothermischen Heizzentralen (GHZ) die energie-
technischen Anlagenkonzepte entwickelte.
Die Tiefengeothermie wandelte sich relativ schnell nach Fertigstellung der ersten Versuchsan-
lage in Waren an der Müritz vom Forschungsvorhaben am Ministerium für Wissenschaft und 
Technik (MWT) und Ministerium für Geologie (MfGeo) zum eigenen Spezialbetrieb VEB 
Geothermie Neubrandenburg (VEB GTN). Die Bemühungen zur Nutzung oberflächennaher 
Geothermie bzw. Umweltwärme blieben auf regionale Betriebe verteilt. Gründe  hierfür wa-
ren: 1. Der geplante Bau von WPHZ wurde 1983 um 92 % gekürzt. 2. Die Tiefengeothermie 
hatte schon früh Befürworter im ZK-Apparat und schien ökonomisch und energetisch effekti-
ver zu sein. 3. Anders als bei der Tiefengeothermie war für den Bau von WPHZ weniger spe-
zielles Wissen und Technik nötig als bei den GHZ. 4. Die Errichtung von Anlagen zur Wär-
meversorgung wurde schon von regionalen Betrieben vorgenommen.
3.2 Wärmeversorgung
Die Energiewirtschaft der DDR zeichnete sich durch zahlreiche tiefgreifende Problem aus, die 
sich während der 1980er Jahre noch verschärften und auch die Wärmeversorgung betrafen. 
Ursache war die starke Fokussierung auf die Energieerzeugung durch Braunkohle. Nicht nur 
verbrauchte die Energiewirtschaft dadurch selbst sehr viel Energie, sie verschlang auch einen 
beträchtlichen Teil der Investitionen in die Industrie und führte zu weitreichenden Umweltbe-
lastungen. Trotzdem reichten die Investitionen nicht aus um in den 80er Jahren eine stabile 
43 Vgl. Matthes: Stromwirtschaft, S. 95f.
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Energieversorgung zu sichern.44 Und wie in anderen Bereichen der Wirtschaft war auch die 
Energiewirtschaft vom Arbeitskräftemangel in der DDR betroffen.45
 
Quellen: Eigene Darstellung nach: Stinglwagner: Effizienzvergleiche, S. 231; Hesselbach, Jochen 
(Bearb.)/ Institut für Energetik Leipzig (Hg.): Gesamtbilanz Energie 1989. Wirtschaftsraum DDR, 
Leipzig 1990, S. 59.
Die Auswirkungen der Umstellung von Heizöl auf Briketts und Rohbraunkohle auf den Pri-
märenergieverbrauch sind in Abbildung 2 zu erkennen: Von 1980 auf 1985 sank der Ver-
brauch von Erdöl um 32 %.  Ab 1986 wurde die Heizöleinsparung wieder gelockert.46 Die 
Umstellung erforderte jedoch große Investitionen in die Energietechnik. Gleichzeitig sank die 
Zuverlässigkeit der Anlagen durch zusätzlichen Verschleiß und der Gefahr des Einfrierens der 
Kohle  während  des  Transports  in  den  Wintermonaten.47 Durch  die  Überanspruchung  und 
Überalterung der Kraftwerke stieg der Wartungsaufwand und die Ausfälle nahmen zu. Jeden 
Winter musste unter Aufwendung enormer zusätzlicher Kräfte der Betrieb der Energieversor-
gung aufrechterhalten werden.48
44 Ende der 80er Jahre entsprach dies 25% der Industrieinvestitionen. In der BRD lag der Wert bei circa 10%. 
Vgl. Matthes: Stromwirtschaft, S. 54; Stinglwagner: Energiepolitik der DDR, S. 201f.; Kahlert: Mängelver-
waltung, S. 31-34; Roesler, Jörg: Umweltprobleme und Umweltpolitik in der DDR, Erfurt 2006.
45 Roesler/ Semmelmann: Vom Kombinat zur AG, S. 75-82; Schroeder: SED-Staat, S. 656.
46 Roesler/ Semmelmann: Vom Kombinat zur AG, S. 33.
47 Rohbraunkohle besteht zu mehr als 50% aus Wasser. Vgl. Stinglwagner: Energiepolitik der DDR, S. 201f. 
48 Um die materiellen Engpässe auszugleichen entstand notgedrungen eine parallel zum nicht mehr aufgehen-
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Bei der Beheizung von Wohnungen fand eine enorme Energieverschwendung statt.  Da die 
Heizungen meist  über  keine Thermostatventile  zur  Regelung verfügten wurde einfach zur 
Steuerung der Temperatur das Öffnen der Fenster genutzt. Die Wärmedämmung in Alt- und 
Neubauten war ebenfalls schlecht. Wie die Elektroenergie war auch die Wärmeversorgung für 
private Haushalte staatlich subventioniert. Heizkosten waren Bestandteil der Mieten. Bei Zen-
tralheizungssystemen wurde der Energieverbrauch einzelner Wohnungen nicht gemessen, wo-
durch kaum Anreize zum Energiesparen vorlagen.49 Deshalb verwundert es nicht, dass Heiz-
wärme einen erheblichen Anteil am Energieverbrauch der Bevölkerung ausmachte: 1985 wa-
ren das 81% und 1989 74,6 %; der Rest entfiel auf Elektroenergie und Warmwasser.50 
Aufgrund der Politik der Heizölablösung waren 1989 fast die Hälfte der Wohnungen mit Bri-
kettheizungen ausgestattet.  In  Zentralheizungen wurde durchaus  auch Rohbraunkohle  ver-
heizt,  was  zu  entsprechenden  Transportproblemen,  Gesundheits-  und  Umweltbelastungen 
führte.51 Dadurch erreichte 1989 der Einsatz fester Brennstoffe bei der Raumheizung in priva-
ten Haushalten 78,1 %, Fernwärme erreichte 16,1 %, der Rest entfiel auf Heizöl-, Gas- und 
Elektroheizungen.52
In der Industrie war die Energieanwendung in veralteten Anlagen und Produktionsverfahren 
schuld am hohen Energieverbrauch.53 Mithilfe von Energienormativen und günstigen Krediten 
zur Abwärmenutzung wurde zwar versucht die Energie rationeller anzuwenden, jedoch fehl-
ten dem Anreiz- und Sanktionssystem an Wirkung. Strafzahlungen bei überhöhtem Energie-
verbrauch hatten nicht die entscheidende Wirkung auf die Betriebsführung da die Gehälter 
praktisch unbeeinflusst davon blieben.54 Überhaupt fehlten monetären Förder- und Sanktions-
systemen in der Mangelwirtschaft der DDR die Effektivität. Zwar gab es durchaus technische 
Ansätze zur Energieeinsparung55 und die Bemühungen der DDR zur Energieeinsparung wur-
den im RGW sogar gefeiert,56 ihre Politik blieb jedoch Stückwerk, da Investitionen in moder-
den Plan existierende Schattenwirtschaft. Dadurch konnten für den Betrieb der Kraftwerke dringend benö-
tigte Ersatzteile besorgt werden. Für Braunkohlekraftwerke und Elektroenergietechnik siehe Roesler/ Sem-
melmann: Vom Kombinat zur AG, S. 57-75, 633f.Vgl. Allgemein: Schroeder: Der SED-Staat, S. 655.
49 Vgl. Stinglwagner: Energiepolitik der DDR, S. 206.
50 Hesselbach, Jochen (Bearb.)/ IfE Leipzig GmbH (Hg.): Gesamtbilanz Energie 1990. Wirtschaftsraum der 
fünf neuen Länder der Bundesrepublik Deutschland, Leipzig 1991, S. 24.
51 Vgl. Stinglwagner: Energiepolitik der DDR, S. 206-208; Karlsch: Vom Licht zur Wärme, S. 167-170.
52 Hesselbach: Gesamtbilanz Energie 1989, S. 14. Geothermieanlagen zählten zur Fernwärme.
53 1989 fielen 42 % des Endenergieverbrauchs der DDR auf die Industrie; zum Vergleich: in der BRD waren es 
32 %. Vgl. Stinglwagner: Energiepolitik der DDR, S. 205.
54 Vgl. Stinglwagner: Energiepolitik der DDR, S. 203.
55 Kahn, Bernhard/ Wolf, Bodo/ Riesner, Wilhelm/ Waluszyk, Wolfgang: Rationelle Energieanwendung und 
Energiesubstitution in der Deutschen Demokratischen Republik, Energietechnik 1 (1987), S. 15-22.
56 Riesner,  Wilhelm:  Die Energiewirtschaft  in  Ostdeutschland.  Ein Rückblick auf  die letzten  60 Jahre,  in: 
eBWK 12 (2009), S. 1-11, hier: S. 5.
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nere Produktionsverfahren in der Industrie und eine realistischere Preispolitik für private Ver-
braucher ausblieben.57
Die mit großen Erwartungen verbundene geplante Entwicklung der Kernenergie konnte bis 
1990 nicht realisiert werden. Eine Fernwärmeversorgung durch Kernwärme wurden nie im 
geplantem Maße realisiert.58 Auch bei der angestrebten Arbeitsteilung im RGW konnten nicht 
die gewünschten Fortschritte erzielt werden. Die Fertigungstiefe der DDR-Wirtschaft blieb in-
effizient hoch; die Vorteile internationaler Arbeitsteilung konnten kaum genutzt werden.59
3.3 Nutzung regenerativer Energiequellen
Quelle: Eigene Berechnung nach: Hesselbach: Gesamtbilanz Energie 1990, S. 4, 39-41, 119; BArch DC 
20/27410, S.104.60
Abbildung 3  vermittelt  einen  Eindruck von den  Verhältnissen  an  genutzten  regenerativen 
57 Gruhn/ Lauterbach: Energieforschung, S. 55-57.
58 Ab 1983 wurde Wärme aus dem Kernkraftwerk Greifswald ausgekoppelt; weitere Pläne wurden 1986 aufge-
geben. Vgl. Matthes: Stromwirtschaft, S. 58-60; Stinglwagner: Energiepolitik der DDR, S. 194.
59 Stinglwagner: Energiepolitik der DDR, S. 195-199.
60 Für die Laufwasserkraft wurde die erzeugte elektrische Energie eingesetzt, für die Geothermie die erzeugte 
thermische Leistung. Bei den Daten des IfE wurde die Nutzung von Umweltwärme nicht berücksichtigt.  
Laut BArch DC 20/27410, S.104 waren 1989 mindestens 4,5 MW installierte thermische Leistung in Be-
trieb. Für eine dort genannte Vollaststundenzahl von 3000 h/a ergibt das insgesamt 13,5 GWh = 48,6 TJ er-
zeugte Wärme. Die Tiefengeothermie hat trotz einer installierten Leistung von 22 MW einen relativ niedri-
gen Anteil, da die GHZ Neubrandenburg 1989 noch nicht voll ausgelastet war. Neben dem kaum sichtbaren 
Anteil von 0,02% an Windenergie fehlt in dieser Bilanz noch die geringe und schwer bilanzierbare private 
Nutzung von Solarthermie durch die in Dessau hergestellten Kollektoren. Aufgrund methodischer Probleme 
der zugrundeliegenden Daten kann diese Graphik nur eine Abschätzung bieten. Wegen methodischer Proble-
me der zugrundeliegenden Daten wurde auf eine Darstellung des Primärenergiebedarfs mit der Substituti-
ons- oder Wirkungsgradmethode verzichtet.
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Energiequellen am Primärenergieverbrauch. Der Anteil regenerativer Energiequellen am Pri-
märenergieverbrauch der DDR lag auch 1990 bei ungefähr 0,1 %.61 Davor wird der Anteil 
ähnlich hoch gewesen sein, da der größte Anteil von den klassischen regenerativen Energie-
trägern Biomasse und Laufwasserkraft gebildet wird. Der Anteil an Laufwasserkraft wird in 
der Vergangenheit größer gewesen sein, da seit Anfang der 70er Jahre die meisten dieser An-
lagen (510 von 630) wegen ausbleibender Wartung ausfielen.62 Die Statistiken aus dem Jahr-
buch der DDR geben über den Primärenergieverbrauch an regenerativen Energiequellen keine 
Auskunft.63 Schätzungen westdeutscher Autoren zum Primärenergieverbrauch aus den 80er 
Jahren verwenden unterschiedliche Kategorien, die ebenfalls keinen direkten Rückschluss zu-
lassen; die Größenordnungen stimmen jedoch überein.64 
Wie bereits angesprochen wurde die Erzeugung von Elektroenergie durch kleine Laufwasser-
kraftwerke in der DDR sträflich vernachlässigt. Von den 200 Kraftwerken mit 170 MW Leis-
tung von der eine westdeutsche Quelle 1985 noch optimistisch ausgeht65 waren 1989 nur noch 
120 Kraftwerke mit 42 MW Leistung in Betrieb.66 In der BRD konnte man sich den desolaten 
Zustand dieser Kleinwasserkraftwerke offensichtlich nicht vorstellen. Eine größere Bedeutung 
wurde in der DDR den Pumpspeicherkraftwerken zugemessen. Sie hatten Mitte der 80er Jahre 
eine Leistung von 1675 MW, womit sie den größten Teil der durch Wasserkraft erzeugten 
Elektroenergie produzierten.67 Sie dienten dem Netzbetreiber als Spitzenlastkraftwerke für die 
nur langsam regelbaren Kohlekraftwerke.68 1989 besann sich die DDR-Regierung der Lauf-
wasserkraftwerke: durch Rekonstruktion und Neubau sollten nach 2000 wieder Kraftwerke 
mit einer Leistung von 160 MW betriebsbereit sein.69
Sonnenenergie  wurde im Kontext der Wärmepumpenpolitik durch Solarthermiekollektoren 
genutzt. Ende der 70er und Anfang der 80er Jahre entstanden einige Versuchsprojekte. Solar-
thermie wurde z. B. zur Warmwasserversorgung eines Freibades in Freyburg an der Unstrut 
genutzt, wodurch die Badesaison um eine Monat verlängert werden konnte.70 Auch Einfamili-
61 Hesselbach: Gesamtbilanz Energie 1990, S. 39.
62 BArch DC 20/I/3/2864, S. 11.
63 Statistisches Jahrbuch der Deutschen Demokratischen Republik – 1990, Berlin 1990, S. 183-186. Da die 
Aufgabe der DDR-Statistik war den Werktätigen zu helfen die "Überlegenheit der sozialistischen Gesell-
schaftsordnung zu erkennen", wären auch solche Angaben mit Vorsicht zu genießen gewesen. Vgl. Schro-
eder: SED-Staat, S. 659.
64 Gruhn/ Lauterbach: Energieforschung, S. 58; Stinglwagner: Effizienzvergleiche, S. 231; Kahlert: Mängel-
verwaltung, S. 10.
65 Stinglwagner: Effizienzvergleiche, S. 88.
66 BArch DC 20/I/3/2864, S. 11f.
67 Gruhn/ Lauterbach: Energieforschung, S. 281.
68 Stinglwagner: Effizienzvergleiche, S. 88-92.
69 BArch DC 20/I/3/2864,  S. 12, BArch DC 20/27410, S. 98.
70 Trogisch, A. / Thomasius, U./ Zintel, J: Die Nutzung der Sonnenenergie im Freibad Freyburg, in: Stadt- und 
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enhäuser in Halle-Mötzlich erhielten Solarthermiekollektoren zur Warmwasserbereitung. Die 
dafür notwendigen Solarthermie-Flachkollektoren wurden vom VEB Leichtmetallbau Dessau 
gefertigt und dienten v. a. in Versuchsanlagen mit Wärmepumpen als Wärmequelle. Der VEB 
Rationalisierung Halle, das Institut für Energieversorgung, und das Institut für Luft- und Käl-
tetechnik Dresden experimentierten auf diesem Gebiet.71 Auf dem Bereich der Photovoltaik 
gab es in der DDR lediglich Grundlagenforschung in Berlin und Chemnitz.72
 Quelle: BArch DC20/27410, S. 112.
In der DDR kam es auch nie zu einer größeren energetischen Anwendung der Windkraft. Mit 
einer  20 kW Anlage wurde zur  Beheizung eines Institutsgebäudes  des Zentralinstituts  für 
Elektronenphysik der Akademie der Wissenschaften auf Hiddensee experimentiert.73 Western 
mills wurden seit 1988 in Kombination mit Pumpen zur Tränkung auf Viehweiden genutzt. 
Ein verstärkter Einsatz wurde für die 90er Jahre geplant.74 Eine 200 kW Windkraftanlage der 
dänischen Firma Vestas wurde 1989 in die DDR importiert und im Oktober bei Wustrow an 
der Ostsee auf Fischland-Darß in Betrieb genommen.75 Darauf träumte man im November 
1989 in der SED sogar von einer eigenen Produktion von Windkraftanlagen mit importierten 
Gebäudetechnik 5 (1979), S. 151-155.
71 Stinglwagner: Effizienzvergleiche, S. 92-94; Gruhn/ Lauterbach: Energieforschung, S. 278f.
72 Gruhn/ Lauterbach: Energieforschung, S. 279f.  Eine nennenswerte energetische Nutzung blieb jedoch aus. 
1988 schätzte man den finanziellen Aufwand für die Fertigung von 10 MW PV-Modulen pro Jahr auf einen 
unerschwinglichen Wert von fast 1,5 Mrd. Mark ein. Vgl. BArch DC 20/27410, S. 104.
73 Stinglwagner: Effizienzvergleiche, S. 94f.; Gruhn/ Lauterbach: Energieforschung, S. 280.
74 Kopplin, M.: Nutzung der Windenergie zur Tränkwasserversorgung auf Weiden, in: agrartechnik 1 (1989), S. 
11f.; BArch DC 20/27410, S. 100f.
75 Roth, Torsten: Wustrow auf dem Darss. Die Windkraftpioniere, in: svz.de, Wirtschaft MV, letzte Aktualisie-
rung:  12.09.2014,  URL:  http://www.svz.de/mv-uebersicht/mv-wirtschaft/die-windkraftpioniere-
id7661481.html, Zugriff am: 27.07.2015.
20
Abbildung 4: Einsparung an Rohbraunkohle-Äquivalent durch 
















Größere Erfolge sollten der Produktion von Biogas vergönnt sein, wie in Abbildung 4 zu se-
hen ist: Biogas übernahm die Hälfte der für 1990 prognostizierten Einsparungen an Braun-
kohle-Äquivalent.  Da  keine  landwirtschaftlichen  Flächen  zum Anbau  energetischer  Nutz-
pflanzen verwendet werden durften, wurde Biogas durch Fermentation von Gülle, Abwasser 
und Deponiemüll erzeugt. 1985 wurde die erste landwirtschaftliche Biogasanlage in Nordhau-
sen in Betrieb genommen und bis 1988 nahmen fünf weitere ihren Betrieb auf.77 1989 gab es 
acht  Anlagen auf Abwasserbasis  und vier  Deponiegasanlagen.  Von den 1990 produzierten 
68,5  Mio.  m³  Biogas  wurden  11  % durch  Gülle,  45  % durch  Abwasser  und  44  % auf  
Deponien erzeugt.78
76 BArch DC 20/11298, S. 13.
77 Vgl. Rudolph, Wolfgang: In Phase Zwei auf Weltniveau, in: Biogas Journal 1 (2012), S. 56-62, hier: S. 58-
60;  BArch  DC  20/27410,  Bestimmung  der  perspektivischen  Rolle  neuer  regenerativer  Energiequellen 
(NREQ) in der DDR, präzisierte Fassung vom Mai 1988, S. 94-96; Vgl. Gruhn/ Lauterbach: Energiefor-
schung, S. 274; BArch DC 20/I/3/2864, Beschluss über die Grundlinie für die Nutzung regenerativer Ener-
giequellen in der DDR vom 2. November 1989, S. 5.
78 BArch DC 20/I/3/2864, S. 10, 27 und eigene Berechnung.
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4. Oberflächennahe und tiefe Geothermie
4.2 Wärmepumpen zur Nutzung von Umweltwärme
4.2.1 Wärmepumpen für die rationelle Energieanwendung
Erste Forschungen zu Wärmepumpen wurden in der DDR Anfang der 70er Jahre durchge-
führt.79 Doch erst im Kontext der Politik der rationellen Energieanwendung begann sich die 
politische Führung der SED für Wärmepumpen, die eine Nutzung von Umweltwärme und 
niedrigthermaler Geothermie überhaupt erst ermöglichen, stärker zu interessieren.80
Im Vorfeld der politischen Entscheidungen fanden im April 1978 Beratungen beim Ministeri-
um für Wissenschaft und Technik (MWT) zur Konzeption des Einsatzes von Wärmepumpen 
statt. In der ersten Beratung zeigte sich, dass die Vertreter der universitären Wissenschaften 
für einen Einsatz der Wärmepumpe in der Wirtschaft warben, die Vertreter der Industrie je-
doch Zweifel an deren Effektivität hatten. Der Aufwand für Wärmepumpen wäre um das fünf-
fache höher im Vergleich zu besserer Wärmedämmung von Gebäuden hieß es vom Vertreter 
der Bauakademie. Bei der späteren Beratung der Industrieministerien mit dem MWT bildeten 
sich bei der Diskussion über den Einsatz von Kleinwärmepumpen zwei Lager: Aus dem Mi-
nisterium für Schwermaschinen- und Anlagenbau und von der Abteilung Maschinenbau der 
SPK kamen Zweifel an der Realisierbarkeit der geplanten Produktion von Kleinwärmepum-
pen für den Fünfjahrplan 1981-85 auf. Die Vertreter des MWT und der Anwenderseite unter-
stützten jedoch die geplante Förderung von Kleinwärmepumpen.81 Zu dieser Zeit war noch 
nicht einmal klar gewesen wie eine Großserienproduktion von Kleinwärmepumpen realisiert 
werden konnte. Im VEB Rationalisierung Halle sollten im Laufe des Jahres noch zwei bis drei 
Kleinwärmepumpen gebaut werden um 1979 wenigstens 20 Stück produzieren zu können. 
Diese Maschinen sollten dann für einen nicht kostendeckenden Preis von 15.000 Mark ange-
boten werden. Probleme bei der Finanzierung der Produktion von Großwärmepumpen und der 
Lieferung von Bestandteilen aus DDR-Produktion standen im Raum.82 
79 BArch DF 6/2636, Entscheidungsvorlage Wärmepumpe, Forschungsrat der DDR, 1973-1974.
80 BArch DC 20/20318, S. 49. Dies geschah seit 1976 mit wissenschaftlichen Arbeiten zu Wärmepumpen und 
Solarthermiekollektoren. (Kompressions-)Wärmepumpen funktionieren wie Kühlschränke: Ein Kühlmittel 
verdampft bei niedriger Temperatur und entzieht der Wärmequelle Energie. Danach wird durch einen elek-
trisch angetriebenen Verdichter der Druck des Dampfes erhöht, wodurch die Temperatur steigt. Danach wird 
dieses heiße Kältemittel über einen Wärmeübertrager ausgekühlt und kondensiert: Im Fall der Wärmepumpe 
ist dies die Nutzwärme. Danach wird das flüssige Kältemittel über ein Ventil entspannt und der thermodyna-
mische Kreisprozess beginnt von neuem. 
81 BArch DF 4/14614, Band 1, unpagiert, Entwicklung und Einsatz von Wärmepumpenanlagen (Beratung mit 
Industrieministerien), 1978.
82 BArch DF4/ 14614, Band 1, unpagiert,  Information über Aussprachen mit  leitenden Genossen der VEB 
Leichtmetallbau Dessau und Rationalisierung Halle zur Produktion von Sonnenkollektoren und Kleinwär-
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So beschäftigte man sich dann in einer Sitzung des Politbüros des ZK der SED am 30. Mai 
1978 mit der Durchsetzung der Rationellen Energieanwendung. Thematisiert wurde die seit 
1977 durchgeführten Arbeiten im MWT zu einer Konzeption für den Einsatz von Wärmepum-
pen. Themen waren die Nutzung von "Anfallenergie", also jeglicher Umwelt- oder Abwärme, 
die Kälte-Wärme-Kopplung und die dezentrale Wärmeversorgung von Wohngebieten ohne 
Fernwärmeanschluss.83 Diese Konzeption wurde kurze Zeit später durch den Ministerratsbe-
schlusses vom 7. Juni 1978 rechtskräftig. Zahlreiche Versuchsprojekte wurden im Staatsauf-
trag zu "Verfahren und Anlagen zur effektiven Nutzung natürlicher Wärmequellen und Ab-
wärme niedrigen Temperaturniveaus" gefasst.
In  diesem Kontext  wurde  im Dezember  1978 eine  erste  Wärmepumpentagung  durch  das 
MWT in Dresden organisiert, wo erste Versuchsergebnisse vorgestellt wurden.84 Als Ziel der 
Wärmepumpeneinführung wurde die Einsparung von 1,8 Mio. t Rohbraunkohle pro Jahr ge-
nannt. Deutlich wurde hier die breite Palette an Betrieben, die in der Produktion der Anlagen-
komponenten,  dem Heizungsbau und der  Abnehmerseite  involviert  waren.  Das  Kombinat 
Luft- und Kältetechnik sollte für die Wärmepumpenanlagen zuständig sein. Die "peripheren 
Einrichtungen" wie Niedertemperaturheizungen, Erdwärme- und Solarthermiekollektoren, an-
dere Wärmequellen und Speicher sollten von unterschiedlichen Betrieben in der DDR  herge-
stellt bzw. gebaut werden. Zuständig für die Realisierung von Heizungsanlagen waren regio-
nale Betriebe der Technischen Gebäudeausrüstung (TGA), Baukombinate, Industriekombinate 
und Produktionsgenossenschaften des Handwerks (PGH) Heizungs- und Sanitärtechnik.85 
Anwendungsgebiete  waren  die  Kälte-Wärme-Kopplung86 und  die  Substitution  elektrischer 
Nachtspeicherheizungen in der Grundlastversorgung von Wohnungen.87 1980 gab es ungefähr 
80.000 Nachtspeicherheizungen in Wohnungen und 3.000 bis 10.000 elektrische Direkthei-
zungen in Industrie und Baugewerbe.88 
mepumpen.
83 BArch DY 30/J/IV/2/2/1728, Bericht  zur Durchsetzung der rationellen Energieanwendung und der spar-
samsten Verwendung von Energieträgern in der Volkswirtschaft und in anderen gesellschaftlichen Bereichen, 
Mai 1978, S. 26.
84 Nestler, W.: Wärmepumpentagung der DDR, Dresden 1978, in: Stadt- und Gebäudetechnik 5 (1979), S. 159-
160.
85 Heinrich, G.: Möglichkeiten der Energieeinsparung durch Einsatz von Wärmepumpen in der DDR, in: Stadt- 
und Gebäudetechnik 5 (1979), S. 129-133.
86 Bei gleichzeitigem Bedarf an Kälte und Wärme, z.B. in Kaufhäusern, der Lebensmittelindustrie oder Chemie 
kann es energetisch und wirtschaftlich sinnvoll sein die Abwärme von Kälteanlagen durch Wärmepumpen zu 
nutzen.
87 Grundig, G./ Heinrich, L.: Energiewirtschaftliche Prämissen zum Einsatz von Kompressionswärmepumpen-
anlagen, in: Stadt- und Gebäudetechnik 12 (1981), S. 356-358.
88 BArch DY 30/J/IV/2/3/3031, Bericht über den Stand der Entwicklung, der Produktion und des Einsatzes von 
Wärmepumpen zur rationellen Energieanwendung in der Volkswirtschaft der DDR und die sich daraus erge-
benden Schlußfolgerungen, März 1980, S. 8.
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Quelle: BArch DC 20/20318, S. 57.
Einige der zehn fertiggestellten Versuchsanlagen seien hier genannt: Vom Institut für Energie-
versorgung (IEV) Dresden wurde das Konzept einer Großwärmepumpenanlage mit elektri-
scher Zusatzheizung für ganze Wohngebiete entwickelt, welches später auch in Dresden reali-
siert werden sollte.89 Eine industrielle Versuchsanlage beheizte den VEB Akkumulatoren Tau-
benheim  mit  einer  Großwärmepumpe  und  einem  rekuperativen  Zirkulationssystem.  Hier 
wärmte bleihaltige Abluft aus den Fertigungshallen des Betriebes die angesaugte Außenluft 
vor. Die Wärmepumpe kühlte ufernahes Grundwasser der Spree aus um die vorgewärmte Luft 
weiter zu erhitzen.90 Auch in Serien gefertigte Kaufhallen sollten durch Kälte-Wärme-Kopp-
lung effizientere Klimasysteme erhalten.91 Anwendungen mit Erdwärme- und Solarthermie-
kollektoren sowie Fragen zu Niedertemperaturheizungen wurden erörtert. Wie in Abbildung 5 
zu sehen ist, untersuchte das Dresdner Institut für Luft- und Kältetechnik an ihrem Experi-
mentalbau Prozesse unter Nutzung von oberflächennaher Geothermie und Solarthermie.92
Trotz dieser fortschrittlichen Ansätze zur Nutzung von Erd-, Ab- und Sonnenwärme zeichne-
ten sich Mitte des Jahres 1979 Probleme bei der Realisierung eines breiten Einsatzes von 
Wärmepumpen ab. Problematisch war die fragliche "materiell-technische" Verfügbarkeit der 
89 Zschernig, Joachim: Der Einsatz bivalenter Großwärmepumpen zur zentralen Wärmeversorgung aus energe-
tischer Sicht, in: Stadt- und Gebäudetechnik 5 (1979), S. 137-139.
90 Schneider,  F.:  Wärmepumpen-Prototypanlage  in  Taubenheim/  Spree,  in:  Stadt-  und  Gebäudetechnik  5 
(1979), S. 140-144.
91 Korneli, E.: Rationelle Energieanwendung durch Wärmepumpenschaltung in Kaufhallen, in: Stadt- und Ge-
bäudetechnik 5 (1979), S. 144-147.
92 Trogisch, A./ Lippold, H.: Die Nutzung der Sonnenenergie mit Sonnenkollektoren, in: Stadt- und Gebäude-
technik 5 (1979), S. 148-151; Trogisch/ Thomasius/ Zintel, Freibad Freyburg, S. 151-155; Kraft, G.: Einsatz-
bereiche und Auslegungskriterien der Niedertemperatur-Heizungssysteme, in Stadt- und Gebäudetechnik 5 
(1979),  S.  155-158;  Ahrens,  W.:  Wärmegewinnung  aus  der  Erdtiefe,  in:  Stadt-  und  Gebäudetechnik,  7 
(1979), S. 220-224.
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Abbildung 5: Experimentalbau zur komplexen Energienutzung des Instituts für Luft- und 
Kältetechnik Dresden, 1979
Anlagenteile. Dazu gehörte insbesondere die Verfügbarkeit der "peripheren" Anlagenbestand-
teile. Außerdem fehlten "ingenieurtechnische" Kapazitäten in Form von Arbeitskräften. Noch 
nicht vorhanden waren außerdem belastbare ökonomische Beurteilungen der gebauten Ver-
suchsanlagen.93
Trotzdem wurde Anfang der 80er Jahre von der obersten politischen Führungsebene die zu-
künftige  Entwicklung  und  Anwendung  der  Wärmepumpen  entschieden.  Im Vergleich  zur 
Bundesrepublik galt es jahrelangen Rückstand aufzuholen und was noch wichtiger war: da die 
Produktion von Rohbraunkohle auf über 300 Mio. t pro Jahr Mitte der 80er Jahre als nicht 
mehr steigerbar galt, sollten bis 1985 durch die rationelle Energieanwendung 65 Mio. t Roh-
braunkohle eingespart werden. Im Bereich Raumheizungen plante man 5,5 Mio. t Rohbraun-
kohle pro Jahr  bis  1985 einzusparen,  Wärmepumpen sollten davon Einsparungen von 1,8 
Mio. t pro Jahr erwirtschaften.94
Jahr 1981 1982 1983 1984 1985 Summe
Großwärmepumpen ca. 90 135 185 235 285 930
Kleinwärmepumpen 500 3.000 3.500 4.000 4.000 15.000
Tabelle 2: Produktionsziele für Wärmepumpen, März 1980
Quelle: BArch DY 30/J/IV/2/3/3031, S. 10.
Am 12. März 1980 befasste sich daher das Sekretariat des ZK der SED mit der Wärmepum-
pentechnik zur rationellen Energieanwendung, das Präsidium des Ministerrats beschloss die-
sen "Bericht" am 27. März 1980. In der Konzeption zum Fünfjahrplan 1981-1985 wurden 
dann sehr ehrgeizige Ziele zur jährlichen Produktion, wie in Tabelle 2 zu sehen ist, beschlos-
sen obwohl den Beteiligten bewusst war, dass die Voraussetzungen für einen breiten Einsatz 
von Wärmepumpen in der Wirtschaft und deren Serienproduktion noch nicht gegeben waren. 
Als Ausweg wurde eine straffe Leitung durch das MWT vorgeschlagen und eine breite Palette 
an Forschung beschlossen.95
Durch die Betriebe in Dresden und Halle konnte jedoch noch keine der gewünschten tech-
nisch anspruchsvollen Absorptionswärmepumpen hergestellt werden und die Serienfertigung 
der Kleinwärmepumpen des VEB Kältetechnik Potsdam-Bornim stand noch in den Sternen. 
Zumindest wurde die Liste geplanter Prototypanlagen verlängert: Neben den bereits errichte-
ten Versuchsanlagen für die Industrie, Gewerbe und Einfamilienhäusern wurden nun vor al-
93 BArch DC 20/20318, S. 49-57.
94 BArch DY 30/J/IV/2/2/1855, Direktive für die umfassende Durchsetzung der rationellen Energieanwendung 
im Fünfjahrplan 1981/5, Anlage 2, September 1980, S. 9-12.
95 BArch DY 30/J/IV/2/3/3031, S. 1-14.
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lem Projekte für ganze Wohngebiete und Gesellschaftsbauten wie der Dresdner Semperoper, 
eines Sportkomplexes ebenfalls in Dresden und eines Filmtheaters in Halle geplant. Unter den 
vorgesehenen Wärmepumpenheizzentralen (WPHZ) für Wohngebiete waren auch die Mitte 
der 80er Jahre fertiggestellten Anlagen in Waren-Papenberg und Dresden.96
Im Juni 1981 wurde eine zweite Wärmepumpentagung durch die Technische Universität Dres-
den und das MWT abgehalten. Erfahrungen von neuen und den Ende der 70er Jahre begonne-
nen Versuchsprojekten wurden ausgetauscht. Die offiziellen Produktions- und Anwendungs-
pläne wurden vom MWT bestätigt.97 Im August des selben Jahres wurden dann erste Ände-
rungen am Plan zur Einführung der Wärmepumpentechnologie notwendig. Die Anzahl der 
einzusetzenden Großwärmepumpen stieg auf 1.235, die der Kleinwärmepumpen blieb annä-
hern konstant auf 15.445 Stück.98 Das Kombinat Luft- und Kältetechnik wurde verantwortlich 
für Anlagen zur Kälte-Wärme-Kopplung und das Kombinat Technische Gebäudeausrüstung 
wurde für Heizung und Warmwasserbereitung zuständig. Angeordnet wurde die Substitution 
elektrischer Direktheizungen zur Heizwärmeversorgung durch Wärmepumpen wo es am ef-
fektivsten wäre, da die Produktion begrenzt war. Für die Finanzierung von Kleinwärmepum-
penanlagen wurde ein Vorzugszinssatz von 1,8 % angeboten um Anreize auf der Anwender-
seite zu schaffen.99
Tatsächlich entwickelten sich die Probleme eher auf der Anwender- als auf der Produktions-
seite. Die Kosten von über 20.000 Mark für Anlagen mit einer Kleinwärmepumpe des Typs 
KWS WW12 waren erheblich.100 Die Serienfertigung anderer Typen von Kleinwärmepumpen, 
die nicht nur Wasser, sondern auch Luft auskühlen bzw. heizen konnten, funktionierte noch 
nicht,  wodurch  die  Anwendungsbereiche  begrenzt  blieben.  Statt  praktischer  Erfahrungen 
lagen eher Vorbehalte bei den Anwendern und Heizungsbauern vor. Die Nachfrage blieb da-
her gering.101
Gegen Ende des Jahres 1983 wurde dann zunehmend deutlich, dass die Einführung der Wär-
mepumpe zu scheitern drohte. Die geplanten Produktionsziele wurden nicht erreicht, was aber 
durch den noch geringeren tatsächlichen Einsatz insbesondere der Kleinwärmepumpen vom 
96 BArch DY 30/J/IV/2/3/3031, S. 11ff.  Zu diesem Zeitpunkt war noch der Ort Dresden-Zschieren vermerkt, 
der später zu Gunsten des Standortes an der Lommatzscher Straße aufgegeben wurde.
97 Heinze, G.: Effektiver Einsatz von Wärmepumpen – eine Erfordernis der rationellen Energieanwendung in 
der DDR, in: Stadt- und Gebäudetechnik 12 (1981), S. 354-356.
98 BArch DC 20/I/3/1750, Beschluß über die Konzeption für den Einsatz von Wärmepumpenanlagen 1981 bis 
1985, S. 133-135.
99 BArch DC 20/I/3/1750, S. 130, 142.
100 Ein Kaltwassersatz (KWS), bei dem Wasser ausgekühlt wird um Wasser mit 12 kW thermischer Leistung zu 
heizen (WW).
101 BArch DC 20/I/3/1750, S. 189-192; Grundig/ Heinrich: Energiewirtschaftliche Prämissen, S. 356-358.
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Typ WW12 dazu führte,  dass große Lagerbestände von Wärmepumpen angehäuft  wurden 
(Tabelle 3). Jede der Kleinwärmepumpen war ungefähr so teuer wie der offizielle Preis eines 
Autos der Marke Trabant.102
Großwärmepumpen Kleinwärmepumpen
Bezogen auf 220 kW Einheiten Anteil am MR-
Beschluss in %






568 100 6.075 100
Realisierte 
Produktion
330,75 58,2 1.998 32,9
Einsatz/ 
Inbetriebnahme
187,5 33,0 510 8,4
Tabelle 3: Realisierungsstand des Wärmepumpeneinsatzes, Juni 1983
Quelle: Mit eigene Berechnung nach: BArch DC 20/I/4/5283, S. 161.
Begründet wurde der gering Einsatz der Anlagen mit der verstärkten energetischen Nutzung 
fester Brennstoffe, insbesondere weil sich Wärmepumpenheizprozesse mit Brunnenwasser als 
teuer erwiesen hatten. Dadurch wurde die geplante Zahl von Großwärmepumpen in solchen 
Anlagen von anfänglich 240 auf 20 Stück an 3 Standorten reduziert.103 Interessanterweise 
wurde diese Entscheidung bereits gefällt noch bevor die Versuchsanlagen in Dresden und Wa-
ren fertiggestellt und erprobt wurden.
Die im Beschluss des Ministerrats genannte geringe Akzeptanz der Kleinwärmepumpen wur-
de auf deren geringe Effektivität und der mangelnden Verfügbarkeit peripherer Anlagenbe-
standteile zurückgeführt. Bei Anwendungen in der Landwirtschaft, bei Kaufhallen, der Was-
serwirtschaft  und bei  der  Kälte-Wärme-Kopplung wurden jedoch Erfolge  erzielt.104 Ange-
sichts der niedrigen Energiepreise für Privatverbraucher in der DDR kann es nicht verwun-
dern, dass kaum Brunnenanlagen mit einer WW12 für Eigenheime installiert  wurden. Der 
Aufwand dafür lag bei 20-25.000 Mark.105
Es drängt sich auf, dass die Einführung der Kleinwärmepumpen zu verfrüht beschlossen wur-
de. Von der 1980 kaum serienreifen WW12 wurde ein große Anzahl hergestellt, obwohl deren 
102 BArch DC 20/I/3/1750, S. 190. Die KWS WW12 hatte einen Industriepreis von 12.500 Mark; der Trabant 
kostete zum Vergleich 10-12.000 Mark plus Wartezeit. Vgl. Schroeder: SED-Staat, S. 636. 
103 BArch DC 20/I/4/5283, S. 170. Neben den Anlagen in Dresden und Waren an der Müritz war noch eine An-
lage in Eilenburg-Ost zur Versorgung von 630 Wohneinheiten vorgesehen.
104 Ebenda, S. 160-163.
105 Ebenda, S. 165.
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Anwendungsgebiete gar nicht so breit waren wie anfänglich gedacht. So wurde z. B. aus den 
Bereichen Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft und dem Bauwesen der Bedarf an klei-
neren Kompakt-Warmwasserbereitern des Typs BWU 350 (1,8 kW) und Luft/Luft Wärme-
pumpen zu Trocknungszwecken gemeldet.106
Die Forschung sollte dann, um dem Bedarf entsprechen zu können, eine ganze Palette weite-
rer Wärmepumpen für verschiedenste Anwendungszwecke entwickeln: Darunter waren Groß- 
und Kleinabsorptionswärmepumpen, die jedoch eine technische Herausforderung darstellten 
die bis zum Ende der DDR kaum beherrscht wurde. Daneben galt es kleine Wärmepumpen 
für Luft/ Wasser Anwendungen und mit Gasmotor betriebene Wärmepumpen für Biogasan-
lagen zu entwickeln.107
4.2.2 Fallbeispiel Wärmepumpen-Heizzentrale Dresden
Im Kontext der Wärmepumpentagung vom Dezember 1978 wurde von Joachim Zschernig, ei-
nem Mitarbeiter des IEV Dresden, das Konzept einer bivalent, d.h. mit zusätzlicher Heizung, 
betriebenen Großwärmepumpenanlage  vorgestellt.  Kernstück war eine  Wärmepumpe,  eine 
elektrische Zusatzheizung, ein Heißwasserspeicher und eine Brunnenanlage als Wärmequelle. 
Der Speicher war notwendig, da die elektrische Heizung nur nachts betrieben werden durfte 
und die Wärmepumpen zu den Spitzenlastzeiten zwischen 6:30 und 8:30 Uhr sowie zwischen 
17:30 und 19:30 Uhr nicht betrieben werden durften.108 Dieses Betriebsregime hatte seine Ur-
sache in der Inflexibilität  der Stromversorgung der DDR. Grund war der große Anteil  an 
Braunkohlekraftwerken und der Mangel an Spitzenlastkraftwerken, die kurzzeitig zusätzliche 
Leistung  bereitgestellt  hätten.  Die  Brisanz  dieses  Problems  zeigt  sich  darin,  dass  für  die 
Nachtstromversorgung eigens eine "Entscheidung über den Energieträgereinsatz" durch den 
Staatssekretär des MKE Jochen Kratzke erteilt werden musste.109
Mit den politischen Beschlüssen im März 1980 zum Einsatz von Wärmepumpen für die ratio-
nelle Energieanwendung wurde auch festgelegt in Dresden-Zschieren bis 1984 eine großtech-
nische Versuchsanlage zur Versorgung eines Wohngebiets des komplexen Wohnungsbaus zu 
realisieren.110 Aus Gründen der Wasserversorgung wurde ein neuer Standort in Mickten ausge-
wählt. Der Ort wurde offiziell wegen der Nähe zum IEV, der günstigen Lage in der Elbaue 
106 Ebenda, S. 166.
107 Ebenda, S. 169-171.
108 Zschernig, Joachim: Großwärmepumpen, S. 137-139; Material aus dem Drewag-Archiv von Reinhard Nie-
spor, VEB Technische Gebäudeausrüstung Dresden, Erläuterungsbericht, Blatt 7.7.
109 Material  aus  dem  Drewag-Archiv  von  Reinhard  Niespor,  Entscheidung  über  den  Energieträgereinsatz, 
12.3.1983.
110 Stadtarchiv Dresden 10/26838, unpagiert, Bebauungskonzeption Dresden – Lommatzscher Straße Dresden 
den 30.1.1983, S. 2; BArch DY 30/J/IV/2/3/3031, Anlage 2.
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und der Entfernung vom Fernwärmenetz des geplanten Neubaugebiets ausgewählt.111 Sicher-
lich war es von Vorteil gewesen die für den Bau notwendige Fachkompetenz vor Ort zu ha-
ben. Wahrscheinlich wollte man auch die Anstrengungen, die in Dresden für die Wärmepum-
pentechnologie unternommen wurden mit diesem modernen Heizwerk belohnen.
Vorher hatte man Großwärmepumpen erst in der Industrie, in Forschungseinrichtungen und in 
Verwaltungsgebäuden eingesetzt. Nun wurden 350 Wohnungen, eine Schule, ein Kindergarten 
und eine Kaufhalle mit Heizung und Warmwasser versorgt werden. Die Anlage sollte als Bei-
spiellösung und Alternative zur elektrischen Nachtspeicherheizung für die dezentrale Wärme-
versorgung abseits von Fernwärmenetzen dienen.112 Das dazugehörige Wohngebiet wurde auf 
dem Acker der LPG Frühgemüsezentrum errichtet und grenzte an Kleingärten und einer Lack-
fabrik.113 Die Anlage stand an der heutigen Radebeuler Straße 4 und grenzt direkt an den Pau-
senhof und Sportplatz der in den 1980er Jahren errichteten Schule.
Auftraggeber war offiziell der VEB Energiekombinat Dresden (EKD), wobei es sich eigent-
lich um ein Staatsplanthema des MKE handelte. Gebaut wurde die Anlage von verschiedenen 
Betrieben, darunter die Technische Gebäudeausrüstung (TGA) Dresden.114
Die vom IEV 1981 konzipierte WPHZ hatte eine thermische Leistung von 2,7 MW und sollte 
in einem zweiten Auslegungsschritt 390 Wohneinheiten und die genannte Gesellschaftsein-
richtungen  beheizen.  Als  Wärmequelle  für  die  drei  Großwärmepumpen  wurde  ufernahes 
Grundwasser der Elbe genutzt (Uferfiltrat), dass über das Jahr eine Temperatur von ungefähr 
8 bis 10 °C aufweist. Das Wasser wurde über fünf Brunnen gefördert, die an der Böschung 
zwischen den nahegelegenen Feldern des Frühgemüsezentrums und der Flutrinne abgeteuft 
wurden. Nach der Auskühlung durch die Wärmepumpe wurde das Wasser flussaufwärts in die 
Elbe eingeleitet und zum Teil durch das Frühgemüsezentrum genutzt.115 Um die für das lokale 
Heiznetz nötige Temperatur von ungefähr 70 °C zu erreichen und einen Legionellenbefall zu 
verhindern wurde dem maximal 55 °C heißen Wasser des Wärmepumpenkreises bis zu 120 
°C heißes Wasser aus den nachts geladenen Wärmespeichern untergemischt.116
Die Heizzentrale sollte pro Jahr 8.200 t Rohbraunkohle einsparen. Im wirtschaftlichen Ver-
111 Stadtarchiv Dresden 10/26838, Bebauungskonzeption, S. 2.
112 Dittmann, Achim/ Zschernig, Joachim: Technisch-ökonomische Bewertung von Wärmepumpenanlagen, in: 
Kammer der Technik, Wissenschaftliche Sektion Fernwärme (Hg.):  Tagungsheft.  VIII.  Fernwärmetagung 
1981, S. 71-91.
113 Stadtarchiv  Dresden  10/448b,  unpagiert,  Zielstellung  Wärmepumpenheizzentrale  für  die  Beispiellösung 
Dresden – Lommatzscher Straße, S. 3.
114 Hesse, Wolfgang/ Zschernig, Joachim: Erfahrungen bei der Auslegung und Betriebsführung von Heizzentra-
len mit alternativen Energiequellen, in: Stadt- und Gebäudetechnik 1 (1986), S. 4-8, hier: S. 4.
115 Stadtarchiv Dresden 10/448b, Zielstellung, S. 1-3.
116 Gespräch mit Reinhard Niespor 23.06.2015.
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gleich sollten ihre Kosten dem eines Braunkohle-Heizwerks entsprechen und niedriger sein 
als bei einer einfachen elektrischen Nachtspeicherheizung. Die Einsparung von Arbeitskräften 
und die geringere Umweltbelastung waren darin noch nicht eingerechnet. Die WPHZ war für 
vollautomatischen Betrieb vorgesehen; wegen des Versuchsprojektcharakters wurde jedoch 
eine vollzeitbeschäftigte Person zur Überwachung der Anlage eingeplant.117
Quelle: Reinhard Niespor, Drewag
Der Baubeginn verzögerte sich im Juni 1982 durch Verspätungen beim Bau der Wohnungen 
und der Gesellschaftseinrichtungen und wurde durch das MKE auf September 1984 verlegt.118 
Anfang 1983 stieg die Anzahl zu versorgender Wohnungen auf 414, was in etwa 1.035 Perso-
nen entsprach.119 Im November 1985 wurde die Anlage schließlich abgenommen. Bis dahin 
waren in der Heizperiode 8.100 MWh an Wärme erzeugt worden. Am Ende konnten sogar die 
für 1985 eingeplanten Kosten von 200.000 Mark eingespart werden, wodurch die Gesamtkos-
117 Stadtarchiv Dresden 10/448b, Zielstellung, S. 31-33.
118 HstArch Dresden 11959/322, unpagiert, Gesamtanalyse 1.1.-31.7.1982, S. 10.
119 Stadtarchiv Dresden 10/26838, Bebauungskonzeption, S. 4.
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Abbildung 6: Großwärmepumpe KWS 560-2h in der WPHZ Dresden
ten der WPHZ auf 3,2 Mio. Mark sanken.120
Durch eine geringe Nutzung der elektrischen Zusatzheizung erreichte die  Anlage ein Verhält-
nis von abgegebener Wärme zu aufgenommener elektrischer Energie von 3,16.121 Nach Anga-
ben von Joachim Zschernig aus dem Jahr 1988 wurden mit der Anlage gute Erfahrungen ge-
sammelt, die Einsparungen an Rohbraunkohle beliefen sich jedoch effektiv auf nur 1.500 t. 
Anscheinend gab es auch Interesse an Folgevorhaben in der DDR und im Ausland. Eine wei-
tere Anlage in Dresden wurde sogar konzipiert.122
Als Staatsplanthema genoss die WPHZ besondere Priorität und zumindest ihre Finanzierung 
war gesichert. Vernachlässigt werden sollte an dieser Stelle jedoch nicht, dass die wirtschaftli-
che Situation im Energiekombinat Dresden 1984 alles andere als gesichert war. In einem Brief 
an den Minister für Kohle und Energie Wolfgang Mitzinger schilderte der Direktor des EKD 
Richter die Lage seines Betriebes. Ausgefallene Leistungen von Kooperationsbetrieben, die 
notdürftige Herstellung dringend benötigter Teile im Eigenbau, das Nichteinhalten der Revisi-
onsturnusse von Anlagen und die nicht normgerechte Elektrizitäts- und Gasversorgung waren 
Gegenstand seiner Bedenken. Auch bei der Erfüllung des Plans Wissenschaft und Technik, zu 
der die WPHZ gehörte, bereiteten die in der DDR der 80er Jahre virulenten materiell-techni-
schen Mängel Probleme.123 
Wie in anderen Betrieben der Schwerindustrie sollten auch im EKD Konsumgüter auf Wei-
sung der SED-Führung – meist in handwerklicher Manier – hergestellt werden. Im EKD wa-
ren das Kamingrille, Balkonwäschetrockner, Gartenschaukeln, Bausteine für Garageninstalla-
tionen und ein Großgrill.124 Und auch in Dresden gab es Mängel an der gebäudetechnischen 
Ausrüstung von Neubauwohnungen. Von der Bezirksstelle für rationelle Energieanwendung 
Dresden wurde die Übergabe von scheinbar fertiggestellten Gebäuden ohne Mess-,  Steue-
rungs- und Regelungstechnik bei Heizungsanlagen als „typisch“ bezeichnet.125 Kein Wunder, 
dass vom EKD aus versucht wurde dem Problem der Baumängeln von wissenschaftlicher Sei-
te aus entgegenzuwirken.126
120 HstArch Dresden 11959/448, unpagiert,  Protokoll über die Verteidigung von wissenschaftlich-technischen 
Leistungen: Wärmepumpenheizzentrale Dresden, Lommatzscher Straße, 1985.
121 Hesse/ Zschernig: Heizzentralen, S. 7.
122 Zschernig, Joachim: Erfahrungen aus der Betriebsführung der Wärmepumpen-Heizzentrale Dresden-Lom-
matzscher Straße, in: Energieanwendung 1 (1988), S. 14-17, hier: S. 16.
123 HstArch Dresden 11959/347, unpagiert, Brief des Direktors des EKD an den Minister für Kohle und Ener-
gie.
124 HstArch Dresden 11959/347, Brief. Die Unwirtschaftlichkeit der Konsumgüterproduktion war natürlich den 
Beteiligten in den Betrieben bewusst. Vgl. Roesler/ Semmelmann: Vom Kombinat zur AG, S. 83-88, 634-
637.
125 HstArch Dresden 11959/163, unpagiert, Kolloquium zu Fragen des energieökonomischen Bauens.
126 Deck, E.: Mängelnachweis durch Raumtemperaturmessungen in neuen Gebäuden, in: Stadt- und Gebäude-
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Mit der Wärmepumpenheizzentrale Dresden wurde eine, im Vergleich zum Braunkohlekessel, 
am Ort der Erzeugung umweltfreundlichere Art der Wärmeversorgung realisiert.127 Insbeson-
dere im Kontext der Substitution von Gas, Heizöl und Braunkohlebriketts durch Rohbraun-
kohle während der 80er Jahre wurde hiermit in kleinem Maßstab sicherlich eine Verbesserung 
der Lebensqualität  erreicht.  Warum kaum weitere solcher Anlagen wie in Dresden gebaut 
wurden hat vermutlich seine Ursache im hohen Stromverbrauch der Anlage. Mit 1 MWh elek-
trischer Arbeit konnte man nur 2,16 MWh oberflächennaher Erdwärme auf 3,16 MWh nutz-
barer Heizwärme bringen. Und Strom war Mangelware in der DDR. Hinzu kommt noch, dass 
die Produktion von Großwärmepumpen reduziert wurde und für andere Zwecke, wie die Tie-
fengeothermie eingeplant wurden.
Quelle: Eigene Aufnahme.
Nach der Wende wurden 1991 Umbaumaßnahmen begonnen, bei denen die elektrischen Heiz-
kessel aus Kostengründen durch ölgefeuerte ersetzt wurden. Durch den zunehmenden Ver-
schleiß der Wärmepumpen und die anstehenden Auswechslung des in den 90er Jahren schritt-
weise verbotenen Kältemittels R12 wurde die WPHZ 1996 stillgelegt. Nach einer Übergangs-
lösung mit einem provisorischen Ölkessel wurde dann in das bestehende Gebäude ein gasmo-
torisches Blockheizkraftwerk installiert. Das Gebäude der ehemaligen WPHZ, in Abbildung 7 
technik 6 (1986), S. 172-174.
127 Natürlich musste die zum Betrieb der Anlage genutzte Elektrizität erzeugt werden. Dies geschah in der DDR 
zum Großteil durch Braunkohle, womit die Umweltverschmutzung an den Ort der Elektrizitätserzeugung 
verlagert wurde.
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Abbildung 7: BHKW Radebeuler Straße der Drewag, ehemalige WPHZ Lommatzscher  
Straße, Juni 2015
zu sehen, ist heute noch durch drei der markanten Heißwasserspeicher und das gleich große 
Druckhaltungsgefäß im Vordergrund zu erkennen.128
4.2.3 Vorzeitiges Ende der Wärmepumpenförderung
Nach dem teilweise Scheitern der Konzeption zur Nutzung von Wärmepumpen im Fünfjahr-
plan  1981-85 verlor  die  Nutzung  von oberflächennaher  Erdwärme und Sonnenenergie  an 
politischem Interesse. Nach der erfolgreichen Inbetriebnahme der geothermischen Heizzentra-
le auf dem Papenberg in Waren 1984 begannen sich die Hoffnungen der obersten politischen 
Führungsebene auf eine sauberere und effizientere Energieversorgung unter Nutzung heimi-
scher Energieressourcen auf die Tiefengeothermie zu konzentrieren. So wurde in der Direkti-
ve zum XI. Parteitag der SED vom April 1986 nur noch Großwärmepumpen im Kontext zur 
Geothermie erwähnt.129
Quelle: Eigene Recherchen auf https://www.nd-archiv.de/ 
Auch die Anzahl wissenschaftlicher Arbeiten zum Thema Wärmepumpen, Niedertemperatur-
heizungen und Umweltwärme nahm ab; eine publizistische Aktivität wie zu Zeiten der beiden 
128 Gespräch mit Reinhard Niespor 23.06.2015.
129 Ohne Autorenangabe: Direktive des XI. Parteitages der SED, S. 771-3.
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Abbildung 8: Anzahl veröffentlichter Artikel in der SED-Parteizeitung "Neues Deutschland"  
zu den Themen Geothermie und Wärmepumpen/ Umweltwärme














Wärmepumpentagungen in Dresden 1978 und 1981 wurde nicht nochmal erreicht.130 Bei den 
veröffentlichten Zeitungsartikeln im SED-Parteiorgan "Neues Deutschland" nach Abbildung 7 
ist ein deutliches Maximum Anfang der 1980er Jahre zu erkennen, welches mit der politi-
schen induzierten Aktivität auf diesem Gebiet zu jener Zeit korreliert. Selbst die westdeutsche 
Wochenzeitschrift Der Spiegel widmete der Wärmepumpenkonzeption 1980 eine kleine kriti-
sche  Würdigung  im Panorama-Teil.131 Bei  den  Artikeln  zur  Tiefengeothermie  im „Neuen 
Deutschland“ ist kein derart deutliches Maximum zu erkennen. In den 80er Jahren ist die Fre-
quenz solcher Artikel jedoch häufiger als in den Jahren davor. Die Einzelnen Maxima resultie-
ren von Artikeln über zeitgenössische ausländische Projekte.
In der zweiten Hälfte der 80er Jahre wurde noch Forschung betrieben und Wärmepumpenan-
lagen gebaut. Themen der Forschung waren Niedertemperaturheizungen, die jedoch auch für 
die Wärmeversorgung mit Tiefengeothermie notwendig waren;132 Wärmepumpenanwendun-
gen mit Auskühlung von Grundwasser133 und die Nutzung von Niedertemperaturwärme in 
Fernwärmesystemen.134 Am IEV entwickelte man weitere Anlagenkonzepte für Heizzentralen 
für Umweltwärme und Tiefengeothermie.135 Vom VEB Technische Gebäudeausrüstung Pots-
dam wurde eine 9,2 MW Großwärmepumpenanlage mit Grundwasserbrunnen für die Behei-
zung von Gewächshäusern gebaut.136 Das Pionierlager  "Klim Woroschilow" wurde mittels 
Kleinwärmepumpen des  Typs  WW12,  Sonnenkollektoren,  Luftabsorber  und Grundwasser-
brunnen mit Heizung und Warmwasser versorgt.137 In Berlin war seit 1984 eine WPHZ mit 1,8 
MW Heizleistung in Betrieb, der eine Abwasserleitung als Wärmequelle diente. Im Kreiskran-
kenhaus Röbel wurde im Dezember 1988 eine Wärmepumpenanlage mit circa  1  MW Leis-
tung installiert,  die über Erdwärmeübertrager und Solarthermiekollektoren ihre Wärme be-
130 Heinrich, G.: 2. Wärmepumpentagung der DDR, in: Stadt- und Gebäudetechnik 12 (1981), S. 354.
131 Ohne Autorenangabe: DDR spart Öl, in: Der Spiegel 8 (1980), S. 16-17.
132 Schaffrath, Otmar: Einige Aspekte zum Einsatz von Niedertemperaturwärme bei der Rekonstruktion von 
Heizungsanlagen, in: Stadt- und Gebäudetechnik 4 (1987), S. 108-112; Hier ging es um Niedertemperatur-
heizungen für militärische Objekte die zukünftig mit Geothermie versorgt werden sollten. Hesse, Wolfgang/  
Fiedler,  Monika:  Einsatzgrenzen  für  Heizungsanlagen  bei  Nutzung niedrigthermaler  Energiequellen,  in: 
Stadt- und Gebäudetechnik 6 (1986), S. 168-170.
133 Kecke, Jürgen: Erfahrungen aus dem Einsatz einer Wärmepumpe für die Raumheizung, in: Stadt- und Ge-
bäudetechnik 6 (1986), S. 170-172.
134 Gläser, Günter: Energieökonomische Konzeption für die Gebrauchtwarmwasserbereitung mittels Fernwärme 
auch bei niederen Heizwassertemperaturen, in: Stadt- und Gebäudetechnik 1 (1986), S. 8-10.
135 Zschernig, Joachim: Die Nutzung niedrigthermaler Energiequellen – ein Beitrag zur Energieökonomie in der 
Heizungstechnik, in:  Stadt- und Gebäudetechnik 6 (1987), S. 164-167.
136 Frötschner, Gottfried: Erfahrungen bei der Projektierung einer Großwärmepumpenanlage, in: Stadt- und Ge-
bäudetechnik 3 (1986), S. 80. Die Gesamtanlage erreichte eine Leistungszahl von 3.
137 Bischoff, Heinz: Trivalentes alternatives Heizsystem im zentralen Pionierlager "Klim Woroschilow" – ein  
Beispiel rationeller Energieanwendung, in: Stadt- und Gebäudetechnik 1 (1987), S. 6-8. Hier wurden je nach 
Betriebsart Leistungszahlen zwischen 2 und 2,8 erreicht.
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zog.138
Auch zu dieser Zeit bestanden noch Probleme mit dem Produkt Wärmepumpe auf der Anwen-
derseite.  So  wurden  die  KWS  800  vom  VEB  Mafa  Halle  ohne  Kältemittel  und  Kälte-
maschinenöl an den VEB TGA Potsdam geliefert. In der Praxis musste sich der Montagebe-
trieb die Betriebsmittel für die Wärmepumpen selbst beschaffen, was deren Anwendung nicht 
gerade befördert haben kann.139
Jahr 1990 1995 2000
Wärmeleistung in MW 5 10 20
Tabelle 4: Realisierbar eingeschätzter Umfang von WPHZ, Mai 1988
Quelle: BArch DC 20/27410, S. 102.
Die WPHZ in Dresden sollte den technischen Höchststand bei der Nutzung von Umweltwär-
me bis zum Ende der DDR darstellen. Weitere Anlagen in Demmin und Neustrelitz waren 
zwar geplant, doch die Ausbauziele für WPHZ blieben sehr bescheiden, da die beiden genann-
ten WPHZ in Dresden und Berlin zusammen schon eine thermische Leistung von 4,6 MW 
hatten.140 Eine Steigerung auf 5 MW, wie in Tabelle 4 zu sehen ist, lässt das politische Desin-
teresse in die oberflächennahe Geothermie erkennen. Die politische Offensive im November 
1989 blieb bei der Errichtung weiterer WPHZ sehr verhalten. Konkrete Ausbauziele oder Pro-
jekte wurden nicht festgelegt. Als vorbildliches Beispiel wurde nur das Kreiskrankenhaus Rö-
bel erwähnt.141
4.3 Tiefengeothermie im Norden der DDR
4.3.1 Hohe Erwartungen an die Tiefengeothermie
In den 1960er Jahren wurde in der DDR nach heimischen Erdöl- und Erdgaslagerstätten ge-
sucht. In Folge dieser Untersuchungen fand man im Norden der DDR in 1.000 bis 2.000 m 
Tiefe poröse Gesteinsschichten, die heißes Wasser führen.142 Erst in den späten 70er Jahren 
begann man jedoch – im Kontext steigender Importpreise für fossile Energieträger – die ener-
138 BArch DC 20/27410, S. 102; Lehmann, Dietrich/ Medenwald, Jörg: Anfallenergie statt Kohle? Erfahrungen 
mit Wärmepumpenanlagen in Verbindung mit alternativen Energiequellen, in: Stadt- und Gebäudetechnik 3 
(1990),  S.  75-77. Als Spitzenlast- und Notheizung wurde in Röbel  ein Gliederkessel  installiert,  der wie 
selbstverständlich "zur Beseitigung medizinischer Abfälle ohnehin notwendig" war. Die Anlage hatte eine 
Leistungszahl von 2,7.
139 Frötschner: Großwärmepumpenanlage, S. 80.
140 BArch DC 20/27410, S. 102; BArch DC 20/I/3/2864, S.14. Eine weitere Anlage in Oranienburg wurde ge-
nannt, die jedoch Abwärme eines Walzwerkes nutzte. Die anderen genanten Anwendungsfälle zur Nutzung 
von oberflächennaher Geothermie bzw. Umweltwärme tauchten nicht in den Bilanzen auf.
141 BArch DC 20/I/3/2864, S. 14f.
142 Im Bergmännischen sagt man Teufe.
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getische Nutzung dieser Ressourcen in Betracht zu ziehen.143
Ab Oktober 1980 befasste sich eine Arbeitsgruppe des Ministerium für Geologie (MfGeo) mit 
der Nutzung des geothermischen Potenzials des Territoriums der DDR. Deren Arbeit ordnete 
sich in die langfristige Energiekonzeption der DDR ein: der rationellen Energieanwendung 
und der Nutzung nichtkonventioneller heimischer Energieressourcen zu der auch die Geother-
mie zählte. Schwerpunkt dieser Konzeption war die Einschätzung der vorhandenen Lagerstät-
ten nach ihren Nutzungsmöglichkeiten und die Projektierung einer ersten Pilotanlage in Wa-
ren an der Müritz,  deren erste Bohrung 1981 abgeteuft  wurde. Der Ort Waren wurde aus 
Gründen des Naturschutzes,144 der nachgewiesenen geologischen Eignung und des Baus eines 
Wohngebiets wegen mit der geothermischen Heizzentrale (GHZ) bedacht. Bis 1985 sollten 
erste Aussagen zur ökonomischen und technischen Machbarkeit vorliegen. Unter der Leitung 
der  Arbeitsgruppe  "Geothermische  Energiegewinnung  an  ausgewählten  Standorten  in  der 
DDR" wurde der VEB Untergrundspeicher Mittewalde und das Institut für Energieversorgung 
Dresden (IEV) mit Staatsplanthemen beauftragt.145
Die  Wirtschaftlichkeit  geothermischer  Heizzentralen  wurde  bei  Versorgungsgebieten  von 
1000 Wohneinheiten gesehen, da bei derart  kleinen Anlagen mit  Rohbraunkohle gefeuerte 
Kessel überproportional teuer waren. Die hohen Transportkosten der Rohbraunkohle in den 
Norden der DDR und der hohe Arbeitskräfteaufwand ließen die Geothermie als interessante 
Alternative erscheinen. Die Prognose jedoch, dass bis zum Jahr 2000 4 Mio. t Rohbraunkohle 
pro Jahr eingespart werden könne sollte sich als viel zu hoch gegriffen erweisen.146 Und die 
Schätzungen der Kosten für den jährlichen Gesamtaufwand der in etwa dem eines Gliederkes-
sels mit Rohbraunkohlefeuerung entsprach sollte sich als viel zu niedrig erweisen.147 Dies lag 
vor allem daran, dass zwar internationale Geothermieprojekte in der DDR bekannt waren, je-
doch noch keine konkreten Erfahrungen mit der Technik vorlagen.148 1981 überwog noch der 
143 Vgl. Sens: Energieversorgung Meck-Pom, S. 271.
144 Federführend bei dieser Entscheidung soll der Umweltfreund und Vorsitzende des Ministerrats Willi Stoph 
gewesen sein, der in der Nähe eine komfortable Jagdhütte unterhielt. Vgl. Bußmann, Werner: Eine Chance 
für die Erdwärme. Einleitung, in: Bußmann, Werner/ Kabus, Frank/ Seibt, Peter: Geothermie. Wärme aus der 
Erde. Technologie – Konzepte – Projekte, Karlsruhe 1991, S. 1-5, hier: S. 3 und vgl. Schroeder, SED-Staat, 
S. 663.
145 Hertwig, Gerald/ Heinz, Ludwig: Entwicklungsstand der geothermischen Energiegewinnung in der DDR, in: 
Zeitschrift für angewandte Geologie 1 (1990), S. 1-5, hier: S. 1; BArch DF 4/23581, Nutzung des geothermi-
schen Potentials des Territoriums der DDR. Konzeption der Gruppe Mineralische Rohstoffe des Forschungs-
rats, 1981, S. 3-10, 15.
146 BArch DF 4/23581, S. 12-15.
147 BArch DF 4/23581, S. 18.
148 Meinhold, Rudolf: Energie aus der Tiefe der Erde, Leipzig 1981. Meinhold fasst den Kenntnisstand interna-
tionaler geothermischer Projekte zusammen. Er spricht sich für die Förderung einer kleinschrittigen und be-
dächtigen Entwicklung geothermischer Projekte aus.
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Charakter der Grundlagenforschung. So war neben der Anbohrung wasserführender poröser 
Gesteinsschichten  (Aquifere)  in  Waren  auch  noch  Versuche  zum  hot-dry-rock-Verfahren 
(HDR) im Erzgebirge oder dem Werragebiet vorgesehen.149
In den folgenden Jahren wurden von geologischer150 und energietechnischer Seite zu Anlagen-
konzepten publiziert. Auf der obertägigen, anlagentechnischen Seite setzte sich die Meinung 
durch  –  wie  bei  den  Wärmepumpen-Heizzentralen  – geothermische  Heizzentralen  für  die 
Wärmegrundlast zu dimensionieren und den Spitzenwärmebedarf durch elektrische Zusatz-
heizungen zu bedienen. Aufgrund der hohen spezifischen Investitionskosten insbesondere bei 
den Bohrungen und den Sonden wurde von einer Bedienung des Spitzenbedarfs durch die 
Erdwärme abgesehen. GHZ sollten insbesondere elektrische Nachtspeicherheizungen erset-
zen,  da Elektroenergie  als  veredelter  Energieträger  eingespart  werden musste.  Wegen den 
niedrigen Vorlauftemperaturen im geothermisch versorgten Heiznetz mussten spezielle Nie-
dertemperaturheizungen für die Wohnungen vorgesehen werden.151
1984 sollte ein entscheidendes Jahr für die Entwicklung der Geothermie in der DDR werden. 
Die Versuchsanlage in Waren-Papenberg wurde in Betrieb genommen und versorgte anfangs 
ungefähr 300 Wohneinheiten mit Wärme. Der Geothermie-Atlas, eine Zusammenstellung der 
geologischen Erkenntnisse der letzten Jahre, wurde fertiggestellt. Da Versuche zum HDR-Ver-
fahren 1979 und 1980 in der Altmark erfolglos beendet wurden stellte man die Forschung auf-
grund ökonomischer und technischer Risiken ein.152 Dadurch setzten sich das hydrogeother-
mische Anlagenkonzept durch.  Schließlich wurde der speziell für den Bau geothermischer 
Heizzentralen vorgesehene VEB Geothermie Neubrandenburg am 1. Juli 1984 gegründet.153
Zwei Tage darauf beschloss das Politbüro des ZK der SED eine "Konzeption zur Nutzung ein-
heimischer geothermischer Ressourcen als Energieträger für die Wärmeversorgung" in deren 
Fokus die Prototypanlage in Waren stand.154 Wiederum zwei Tage darauf verabschiedete der 
Ministerrat  einen  gleichnamigen  Beschluss  zur  Nutzung  der  Geothermie  und  machte  die 
149 BArch DF 4/23581, S. 15; Lippold, Andreas: Nutzungsmöglichkeiten geothermaler Energie zur Wärmever-
sorgung, in: Energietechnik 12 (1981), S. 457-461, hier: S. 459.  Beim HDR-Verfahren wird eine trockene 
Gesteinsschicht in 3 bis 4 km Tiefe oberhalb und unterhalb angebohrt und "gefrackt", sodass zwischen bei-
den Bohrungen eine Region mit  Rissen entsteht.  Diese Region dient  dann als Wärmeübertrager  für das 
durchgepumpte Wasser, dass sich am trockenen heißen Gestein erhitzt.
150 Z. B. Oelsner, Christian: Grundlagen der Geothermik, Freiberg 1982.
151 Z. B. Zschernig, Joachim/ Werner, R.:  Geothermische Heizzentralen zur Wärmeversorgung im Wohnungs-
bau, in: IX. Fernwärmetagung 1983. Kammer der Technik Wissenschaftliche Sektion Fernwärme, Berlin 
1983, S. 227-239.
152 BArch DF 6/5444, Band 1, unpagiert, Standpunkt zur Expertise "Geothermie Südteil der DDR"; Heinz, Lud-
wig: Ergebnisse und Erfahrungen bei der Nutzung der Geothermie für die Wärmeerzeugung, in: Energiean-
wendung 6 (1986), S. 213-220, hier S. 213.
153 Sens, Energieversorgung Meck-Pom, S. 271.
154 BArch DY 3023/1135, S. 389.
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Politik dadurch rechtskräftig.155 Damit waren die politischen Entscheidungen für die Geother-
mie gefallen und es schienen beste politische Voraussetzungen gegeben für die Projektierung 
weiterer geothermischer Heizzentralen mit heißen Schichtwässern als Wärmequelle.
Quelle: Heinz: Geothermie für die Wärmeerzeugung, S. 214.
Die Anlage in Waren, welche überhaupt das erste deutsche Geothermieheizwerk war, hatte 
eine thermische Gesamtleistung von 5 MW.156 Die Anlage konnte damit rund 1000 Wohnein-
heiten im Endausbau des Wohngebiets mit Warmwasser und Heizwärme versorgen. Wie in 
Abbildung 9 dargestellt wurde durch ein Fördersonde in ungefähr 1.500 m Tiefe heißes Ther-
malwasser an die Oberfläche gepumpt. Dessen Wärme wurde über Wärmeübertrager an einen 
getrennten Wasserkreislauf abgegeben.157 Nach der Auskühlung wurde das stark salzhaltige 
Thermalwasser wieder in das unterirdische Aquifer verpresst. Nach zwei Jahren wurden im 
Jahresmittel eine Arbeitszahl von 7,8 ermittelt. Politisch und wirtschaftlich besonders wichtig 
war, dass die Anlage ausschließlich aus DDR-Erzeugnissen gebaut werden konnte.158
Am 31. Mai 1984 fuhr der Abteilungsleiter der Grundstoffindustrie des ZK-Apparats Horst 
Wambutt wegen einer "Kontrollberatung" zur Geothermieanlage in Waren um dort Vertreter 
des MfGeo und des MKE sowie weitere Wissenschaftler zu treffen. Die Anlage sollte ab Sep-
155 BArch DC 20/I/5767, S. 8.
156 Davon entfielen 3,5 MW auf die Wärmepumpen und 1,5 MW auf die elektrische Zusatzheizung.
157 Wärmespeicher und elektrische Zusatzheizungen wurden in die Anlage integriert da die Thermalwassertem-
peratur von 60 °C nicht hoch genug für die Vorlauftemperatur des Heiznetzes von 70 °C war und Spitzenlas-
ten bedient werden mussten, da die Geothermie für die Grundlast ausgelegt war. Wärmepumpen wurden be-
nutzt um das Thermalwasser vor dem Verpressen auf 10 °C auszukühlen, was unterhalb der Rücklauftempe-
ratur des Heiznetzes von 35 °C lag.
158 Das bedeutet, dass 7,8 mal mehr Wärmeenergie abgegeben wurde als elektrische Energie von der Anlage 
verbraucht wurde. Heinz: Geothermie für die Wärmeerzeugung, S. 214f.
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Abbildung 9: Schema einer tiefengeothermischen Heizzentrale
tember 1984 in Betrieb gehen und die ersten 300 fertiggestellten Wohnungen mit Wärme ver-
sorgen. Für seinen Duzfreund, Politbüromitglied und ZK-Sekretär für Wirtschaft Günter Mit-
tag,  brachte er erfreulichen Nachrichten mit:  das vorhandene Potenzial  an geothermischen 
Ressourcen würde ausreichen um perspektivisch 5 Mio. t Rohbraunkohle pro Jahr bzw. 1,2 % 
des Primärenergieverbrauchs der DDR abzudecken. Der Aufwand für geothermische Heizzen-
tralen wäre um die Hälfte geringer als bei der  Beheizung mit Rohbraunkohle. Hinzu käme 
noch die Vermeidung des Transportaufwands für die Kohle und Asche, sowie das ausbleiben 
sonst erforderlicher Umweltschutzmaßnahmen. Die zuständigen Ministerien sollten eine Kon-
zeption vorlegen, wie bis  1990 100.000 Wohneinheiten durch Geothermie beheizt  werden 
könnten. Wambutt war überzeugt, dass die Zeit reif dafür wäre die Geothermie als einen wei-
teren heimischen Energieträger zu nutzen.159
Auch der Minister für Geologie Manfred Bochmann ließ sich zu übersteigerten Prognosen 
hinreißen. So gab er für eine geothermische Heizzentrale in einer Mitteilung an Günter Mittag 
vom Juli 1985 zwar gleiche Investitionskosten, 60 % Betriebskosten und nur 12 % Arbeits-
kräftebedarf im Vergleich zum Braunkohleheizwerk an, die mit dem wissenschaftlichen Stand 
im Ministerium auch übereinstimmten. Bei ihm hieß es dann aber, dass perspektivisch sogar 
500.000 Wohneinheiten im Norden der DDR und Ost-Berlin mit geothermaler Wärme ver-
sorgt werden könnten.160
Die hohen Erwartungen, die mit der Tiefengeothermie verbunden wurden blieben jedoch nicht 
unwidersprochen: Nach einer sehr positiv ausfallenden Information an den Ministerrat des 
Ministers für Geologie  über den Probebetrieb in Waren vom Juli 1985 ließ der Vorsitzende 
des Ministerrats Willi Stoph eine Untersuchung veranlassen, da offenbar Zweifel an deren 
Richtigkeit aufgekommen waren.161 
Erste Probleme mit der Anlage in Waren wurden bei der folgenden Inspektion Ende Septem-
ber 1985 durch die Kontrollabteilung der Arbeitsgruppe für Organisation und Inspektion beim 
Ministerrat bekannt. Der eigentlich geplante Verpresshorizont in 1.600 m Tiefe konnte zu die-
ser Zeit aufgrund eines Unfalls mit dem Bohrgestänge nicht genutzt werden. Die Heizzentrale 
wurde daher zum Zeitpunkt der Inspektion nicht betrieben und es gab wohl technische Män-
gel an der Ausrüstung. Dem VEB Geothermie Neubrandenburg fehlten Personal und Ausrüs-
159 BArch DY 30/ vorl. SED/ 1972-1989. In einer Bemerkung zur Vorlage für das Politbüro wurden diese Zah-
len auf 35.000 Wohneinheiten bis 1990 reduziert und es sollte noch "einige ökonomische Aussagen ergänzt 
werden.
160 BArch DY 3023/1135, S. 389-391; Heinz, Geothermie für die Wärmeversorgung, S. 220.
161 BArch DC 20/20249, Information zu Problemen bei der Realisierung der Beschlüsse zur Schaffung von Nut-
zungsmöglichkeiten der geothermischen Energie der Inspektion des Ministeriums für Geologie, Standpunkt 
des Ministerrats, Dezember 1985, S. 134.
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tung. Probleme bereitete die korrosive Wirkung des stark salzhaltigen Thermalwassers auf die 
Anlagenteile. Trotz dieser Anfangsschwierigkeiten verteidigte die Kontrollabteilung das Geo-
thermiekonzept gegen aufgekommene anderslautende Meinungen.162
In einem Brief vom Dezember 1985 an den Minister für Geologie kritisierte der Minister für 
Wissenschaft und Technik Herbert Weiz dessen "Konzeption zur Nutzung des geothermischen 
Ressourcenpotenzials der DDR". Es fehlte die notwendige Produktion von Förder- und Wär-
mepumpen, zu wenige Arbeitskräfte wurden für den VEB Geothermie eingeplant und es gab 
wieder Ungereimtheiten bei den perspektivischen Zielen. Die für 1990 und 2000 angegebenen 
möglichen 100.000 bzw. 500.000 Wohneinheiten würden mit den vorhandenen Mitteln nie er-
reicht werden und die über 1990 geplanten Anlagen mit einer Leistung von 250-300 MW wä-
ren zu niedrig angesetzt um diese Ziele auch zu erreichen. Maßnahmen zur beschleunigten 
Umsetzung des Beschlusses von 1984 sollten unternommen werden.163
Im März und April 1986 wurden schließlich realistischere und konkretere Ziele zur volkswirt-
schaftlichen Nutzung der Geothermie in der DDR vom Ministerrat beschlossen. Bis 1990 soll-
ten sechs geothermische Heizzentralen mit einer thermischen Gesamtleistung von 110 MW 
entstehen und die geologischen Vorarbeiten für weitere Anlagen nach 1990 mit 150 bis 200 
MW sollten erbracht werden. Ziel der Geothermie sollte sein veredelte Energieträger einzu-
sparen, vorhandene Fernwärmesysteme zu versorgen, Transportkosten für Braunkohle einzu-
sparen und "lufthygienisch stark belastete Gebiete" zu entlasten. Geplant waren folgende Pro-
jekte:164
Besonderes Augenmerk lag auf dem Prestigeprojekt Schwerin, das mit ungefähr 50.000 wär-
meversorgten  Menschen  isländische  Dimensionen  in  einer  100.000-Einwohner-Stadt  der 
DDR annehmen sollte. Geplant war das Fernwärmesystem einer Großstadt mit Geothermie zu 
speisen um DDR-Erdgas und Braunkohle zu substituieren. Für das Projekt mussten eigens 
Unterwasserförderpumpen mit 10 MW Leistung und Wärmepumpen mit 2,3 MW thermischer 
Leistung entwickelt werden. Für das Staatsplanthema "Geothermie Schwerin" wurde daher 
ein straffes  Kontroll-  und Rapportsystem eingeführt.165 Und offensichtlich waren auch die 
Potenziale einer geothermischen Wärmeversorgung Berlins von Interesse.
162 BArch DC 20/20249, S. 134-138. „Nicht akzeptiert werden kann die Unterstellung, daß 'im VEB Geother-
mie Neubrandenburg eine unqualifizierte Arbeit durchgeführt' wird.“ „Prinzipiell verwahren muß man sich 
zu der Formulierung, daß 'der Verfasser [die Kontrollabteilung F.E.] praktisch nur Wunschvorstellungen ...' 
aufgeschrieben habe.“ Ebenda S. 137.
163 BArch DC 20/I/4/5767, S. 32f.
164 BArch DC 20/I/4/5767, S. 6-7, 11-14.







Stralsund 14 3.000 Teilinbetriebnahme 
1988
Mit Krankenhaus
Prenzlau 7 1.000 1987 Vermeidung von 
Umweltbeeinträchtigung
Neubrandenburg 25 3.000 Teilinbetriebnahme 
1988
Mit Lehrerbildungseinrichtung
Schwerin 140 20.000 Teilinbetriebnahme 
1989
Erstes Großvorhaben, Einbindung 
in Fernwärmesystem





55 0 Teilinbetriebnahme 
1989
Gewächshaus-komplex, 
Untersuchung des geothermischen  
Potenzials von Berlin
Tabelle 5: Geplante Standorte für geothermische Heizzentralen, März 1986
Quelle: BArch DC 20/I/4/5767, S. 11-13, 21.
Im Vergleich zu konventionellen Heizwerken auf der Basis von Rohbraunkohle schätzte man 
für GHZ ungefähr gleiche oder geringere Investitionskosten und geringere laufende Betriebs-
kosten ein. Nach 1990 waren in Berlin-Buch, Rostock, Neubrandenburg und "ausgewählten 
Standorten der Landesverteidigung" geothermische Heizzentralen geplant.166
4.3.2 Grenzen der Leistungsfähigkeit des VEB Geothermie 
Seit 1986 wurde der VEB Geothermie Neubrandenburg (GTN) aus dem Kombinat Geophysik 
in  Leipzig herausgelöst  und dem Kombinat  Geologische Forschung und  Erkundung Halle 
(GFEH) zugeordnet. Die Forschungskapazitäten und die Bohrtechnik wurden ausgebaut. Da-
für plante man die Beschäftigtenzahl von 460 Vollbeschäftigteneinheiten (VbE) auf 900 VbE 
1990 zu steigern. Tatsächlich gelang auch ein relativ konstanter Anstieg bei der Beschäftigten-
zahl zwischen 1985 und 1989, wie in Abbildung 10 zu erkennen ist. Die angestrebten 900 
VbE hätten 1990 also unter konstanten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen durchaus er-
reicht werden können. Daneben waren auch ausreichend Investitionsmittel für die "materiell-
technische Basis" – insbesondere bei der Tiefbohrtechnik – notwendig. Die Konzepte für die 
Obertageanlagen lieferte wie in Waren das IEV.167
166 Ebenda, S. 13, 22-23.
167 Sens, Energieversorgung Meck-Pom, S. 271; BArch DC 20/I/4/5767, S. 14-15.
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Quellen: Erler, Klaus: Die Entwicklung des VEB Geothermie Neubrandenburg, Erfordernisse und 
Probleme bei der Sicherung der volkswirtschaftlichen Aufgabenstellung, in: Zeitschrift für angewandte 
Geologie, 3 (1990), S. 81-82, hier: S. 81; BArch DY 3032/1135, S. 391; BArch DC 20/I/4/5767, S. 14; 
BArch DC 20/I/3/2629, S. 183; Bußmann, Chance für die Erdwärme, S. 2.
Es sollte sich jedoch schon bald herausstellen, dass selbst die Ziele vom März 1986 noch zu 
hoch gegriffen waren und die vorhandenen Möglichkeiten zur Realisierung bei weitem nicht 
ausreichten. Schon im Dezember 1986 mussten zwischen dem MfGeo und dem Kombinat 
Geologische Forschung und Erschließung Halle Beratungen durchgeführt werden um die ter-
mingerechte Inbetriebnahme der Anlagen zu sichern. Grund waren Kontrollberichte sowohl 
von der Arbeiter- und Bauerninspektion als auch von der Inspektion des Ministerrats gewesen. 
Statt wie im Beschluss des Ministerrats vom 10. April 1986 gefordert standortkonkrete geolo-
gische Forschungsarbeiten und die Investitionsdurchführung hintereinander auszuführen wur-
den diese parallel durchgeführt. Diese riskante Entscheidung wurde wohl wegen des engen 
Zeitplans, scheinbar geringerer Kosten und logistisch-organisatorischer Vorteile gefällt.168 Bis 
dahin wurden noch keine Eignungsnachweise für geothermische Heizzentralen für die sechs 
geplanten Standorte erbracht. Zu diesem Zeitpunkt wurde schon mit einem Zeitverlust von ein 
bis eineinhalb Jahren gerechnet. Die Ausbauziele bis 1990 wurden, wie in Tabelle 6 zu sehen 
168 Nach erfolgten Probebohrungen erschien es wohl einfacher, die Bohrtechnik vor Ort zu lassen und nicht erst 
die Auswertung abzuwarten. Vgl. Eichler, N./ Schön, M./ Werner, R.: Geowissenschaftliche Probleme und 
erste praktische Erfahrungen bei der geothermischen Energiegewinnung aus niedrigthermalen Schichtwäs-
sern,  in:  Rektor  der  Bergakademie Freiberg:  Methoden und Ergebnisse geothermischer Untersuchungen. 
Vorträge zum Berg- und Hüttenmännischen Tag 1987 in Freiberg, Leipzig 1988, S. 17-28, hier: S. 23.
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Abbildung 10: Beschäftigte im VEB Geothermie Neubrandenburg/ Geothermie  
Neubrandenburg GmbH, 1984 - 1991









































ist, nach unten korrigiert und der Standort in Berlin wurde gewechselt. Wegen fehlender Ka-
pazitäten für Bohrungen wurden die Projekte für nach 1990 auf je eine Suchbohrung redu-
ziert. Wobei zu diesem Zeitpunkt schon klar war, dass diese für die späteren Eignungsnach-
weise nicht ausreichend sein würden. Da diese aber für die folgenden Investitionsvorbereitun-
gen eigentlich notwendig gewesen wären, rückten jene Ziele nun auch in die Ferne.169
Standort Stralsund Prenzlau Neubrandenburg Neuruppin Schwerin Berlin-
Wartenberg
Leistung MW 8 7 15 10 45 25
Inbetriebnahme 1989 1987 1988 1988 1989 1988/89
Tabelle 6: Geplante Standorte für geothermische Heizzentralen, Dezember 1986
Quelle: BArch DF 6/4770, unpagiert, Problemmaterial für Geothermie-Beratung am 10.12.1986.
Im Mai 1987 zeigte sich, dass auch die Kosten für die Heizzentrale in Waren durch Reparatur-
arbeiten gestiegen waren. Daraus abgeleitete  notwendige Forschungsaufgaben betrafen die 
Funktionssicherheit der Steuerung, den Korrosionsschutz, bessere Niedertemperaturheizungen 
im Wohnungsbau und die meisten Komponenten des Thermalwasserkreislaufs, insbesondere 
dessen Verpressonde.170 Die Technik war also noch nicht ausgereift. Mit der Anlage wurde je-
doch immerhin bewiesen, dass durch die Nutzung der Geothermie in den Wintern 1986/87 
und 1987/88 störungsfrei 806 Wohnungen und Gesellschaftseinrichtungen mit Wärme ver-
sorgt werden konnten und die Anlage energetisch effektiv und umweltfreundlich war.171
1988 zeichnete sich dann endgültig ab, dass nicht alle der 1986 geplanten Standorte realisiert 
werden konnten.  Nur  für  Stralsund  gelang  es  einen  Eignungsnachweis  zu  erbringen.  Für 
Prenzlau, Neubrandenburg und Neuruppin konnten die nutzbaren geothermischen Ressourcen 
wenigstens nachgewiesen werden. Für das Großprojekt Schwerin war noch kein geologischer 
Nachweis  erbracht  worden und in  Berlin-Wartenberg  wurden  schon früh  keine  nutzbaren 
Aquifere angetroffen. Im Ministerratsbeschluss vom 24. März 1988 musste daher das Ausbau-
ziel bis 1990 von 110 MW auf 40 MW thermische Leistung reduziert werden. Die Wärmever-
sorgung an diesen Standorten sollte jedoch trotzdem gesichert werden, da sich die Wohnungs-
bauprojekte ebenfalls verzögerten.172
169 BArch DC 20/I/4/5767, S. 24-25; BArch DF 6/4770, unpagiert, Problemmaterial für Geothermie-Beratung 
am 10.12.1986. Die Projekte für die Zeit nach 1990 waren Berlin-Buch, Rostock, Neubrandenburg II, Neu-
stadt-Glewe, Wismar, Velten, Pritzwalk und NVA-Standorte (darunter Karlshagen).
170 BArch DF 4/23579,  Erhöhung der Effektivität geothermischer Heizzentralen – Forschungsbericht 9/1986 – 
6/1987, Erfahrungsbericht zum Betrieb der geothermischen Heizzentrale Waren-Papenberg in der Heizperi-
ode 1986/7.
171 BArch  DC 20/I/3/2629,  Beschluß  zur  Information  zum Stand der  Nutzung geothermischer  Ressourcen, 
1988, S. 170.
172 BArch DC 20/I/3/2629, S. 171-172, DF 6/5444, unpagiert, Kurzdokumentation Berlin-Wartenberg.
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Schuld an den gestiegenen Kosten, Verzögerungen und technischen Problemen seien laut Be-
schluss die nicht ausreichenden geologischen Voruntersuchungen, mangelnde Qualifikation 
und Erfahrungen auf Seiten des VEB GTN gewesen. Diese hätten dann zu "Mängeln in der 
Leitungstätigkeit" usw. geführt.173 Richtiger ist sicherlich, dass die Entscheidungen im Polit-
büro der SED 1984 zum schnellen und überdimensionierten Ausbau der noch jungen Tiefen-
geothermie zu einem unhaltbaren Zeitplan führte, dem der VEB Geothermie mit den Mitteln 
und Erfahrungen die er besaß nicht gewachsen war.
Mit dem Beschluss von 1988 wurde nun explizit auf die Erbringung von Eignungsnachweisen 
im Vorfeld der Projektierung für geothermische Heizzentralen gepocht.174 Grund hierfür mag 
die schlechte Leistungszahl der GHZ Prenzlau von 3,61 gewesen sein, welche ungefähr der 
WPHZ Dresden entsprach. Die thermalwasserführende Gesteinsschicht in ausreichender Tiefe 
hatte nicht die nötigen Eigenschaften für die Förderung des erforderlichen Volumenstroms an 
Thermalwasser. Eine höherliegende Schicht mit Temperaturen von 44 °C musste als Notlö-
sung genutzt werden. Diese Anlage und die mit besserer Leistungszahl arbeitenden GHZ Neu-
brandenburg waren beide ohne Eignungsnachweise gebaut worden.175
Um eine Nutzungsdauer von 30 Jahren zu gewährleistet musste die geologische Industrie seit 
1989 die Betreiberfunktion der GHZ übernehmen.176 Normalerweise betrieben die Kombinate 
für Energieversorgung oder Gebäudewirtschaft der Bezirke Einrichtungen der Wärmeversor-
gung. Vonseiten der Staatlichen Plankommission wurde dieses Vorgehen kritisiert, da die dar-
aus resultierenden volkswirtschaftlichen Effekte noch nicht bedacht waren und auch keine 
klaren Regelungen der Betreiberfunktion im Beschluss vorgesehen waren.177 Im August 1988 
konkretisierten sich diese Regeln jedoch: die geologische Industrie sollte mit der Inbetrieb-
nahme der GHZ die erzeugte Wärme an den Bedarfsträger bzw. den Versorgungsverantwortli-
chen verkaufen und die ausgegebenen Mittel selbst erwirtschaften. Preisstützungen für geo-
thermische  Wärme  sollten  nicht  erfolgen.178 Die  Einnahmen  aus  dem  Wärmeenergietarif 
konnten 1989 die Kosten jedoch nicht deckten.179
173 BArch DC 20/I/3/2629, S. 172.
174 Ebenda, S. 169.
175 BArch DC 20/I/3/2629, S. 173-174; BArch DC 20/19948, S. 329. Die Leistungszahlen der anderen beiden 
Anlagen lagen 1989 bei 5,35, dabei waren die GHZ Prenzlau erst zu 39% und Neubrandenburg zu 25% aus-
gelastet.  Vgl.  Wornien,  Reinhold:  Umweltfreundliche  Wärmeversorgung.  Erfahrungen  und  Erkenntnisse 
beim Betrieb geothermischer Heizzentralen, in: Zeitschrift für angewandte Geologie 3 (1990), S. 94-95.
176 Mit geologischer Industrie war das Ministerium für Geologie, der VEB Kombinat Geologische Forschung 
und Erschließung Halle und der VEB Geothermie Neubrandenburg gemeint.
177 BArch DC 20/19948, S. 328; BArch DC 20/I/3/2629, S. 178, 208f.
178 BArch DF 6/5444, unpagiert, Niederschrift über Beratung am 18.8.1988 zum Entwurf der Grundsätze für die 
ökonomischen und organisatorischen Regelungen für die Vorbereitung, Errichtung und den Betrieb geother-
mischer Heizzentralen.
179 Hertwig/ Heinz: Entwicklungsstand geothermischer Energiegewinnung, S. 3.
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Standort Zu erreichende Wärmeleistung in MW
Vor 1990 1990 Nach 1990
Prenzlau 2 7 7
Neubrandenburg 7,2 20 20
Stralsund 6 6 14
Neuruppin 7 7 21
Schwerin 0 0 50
Tabelle 7: Geplante Ausbauziele für geothermische Heizzentralen, März 1988
Quellen: BArch DC 20/I/3/2629, S. 176.
Im Oktober 1988 wurde dann auch deutlich, dass die GHZ Schwerin erst nach 1992 und nur 
unter steigenden Kosten errichtet werden könnte (siehe Tabelle 7), da bisher nicht einmal ein 
geologischer  Eignungsnachweis  vorlag.  Dadurch  wäre  jedoch  die  Wärmeversorgung  des 
Wohngebiets Schwerin-Süd gefährdet gewesen, wodurch Ausweichlösungen in Betracht gezo-
gen werden mussten. Für das Projekt in Neuruppin erwies sich der wasserführende Nutzhori-
zont in 2.200 m Tiefe als nicht geeignet, dadurch musste eine neue Konzeption für ein Aquifer 
in ungefähr 1.600 m Tiefe mit geringerer Wassertemperatur unter Einsatz von Wärmepumpen 
erarbeitet  werden. Auch in Stralsund stellte sich die geologische Situation trotz Eignungs-
nachweis als komplexer dar als anfänglich gedacht: umfangreiche Untersuchungen des Be-
triebsverhaltens der Sonden mussten noch erbracht werden.180 In der GHZ Prenzlau führte ein 
Bakterienbefall in der Fördersonde zu Verstopfungen, wodurch die Anlage für ungefähr 1.600 
Stunden ausfiel.181
In der Fachwelt war immer noch die Überzeugung vorherrschend, dass die Geothermie unter 
den wirtschaftlichen Bedingungen der DDR konkurrenzfähig sein konnte, wenn an den beste-
henden Problemen weiter gearbeitet werden würde. Im Ministerium für Geologie glaubte man 
die spezifischen Kosten der Anlage in Neubrandenburg von 55 Pfennig pro kWh auf 13 Pfen-
nig pro kWh zu senken, was jedoch bei Wärmepreisen von 7 Pfennig pro kWh noch immer 
keine Rentabilität ergab.182 Kritisiert wurde immer wieder, dass sich die volkswirtschaftlichen 
Kostenersparnisse bzw. Kosten des Umweltschutzes nicht in den Preisen für Geothermiewär-
180 BArch DC 20/19948, S. 332-337.
181 Hertwig/ Heinz: Entwicklungsstand geothermische Energiegewinnung, S. 3.
182 Fortschritte in der Forschung sollten aus der Misere helfen: Eine Verbesserung der Erkundungsmethodik 
wurde gefordert um die komplexen geologischen Bedingungen besser einschätzen zu können. Um ein höhe-
res Maß an Betriebssicherheit zu erreichen musste ein Bakterienbefalls der Sonden verhindert werden und 
Verbesserungen mit der Qualität des Bohrprozesses sollten erreicht werden. Die Verwendung von zwei statt  
nur  einem Sondenpaare,  eine  Verbesserung der  Niedertemperaturheizungen,  Korrosionsbeständigkeit  der 
Anlagenteile und die Verwendung einer zusätzlichen Spitzenlast-/ Notheizung wurden gefordert. Vgl. Hert-
wig/ Heinz: Entwicklungsstand geothermischer Energiegewinnung, S. 1-5.
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me bzw. Braunkohle widerspiegelten. Bisher wurden GHZ nur aufgrund zentraler Beschlüs-
sen gebaut und nicht wegen ihrer Wirtschaftlichkeit.183
Auf Seiten der geologischen Industrie war man sich einig die Investitionskosten, deren Groß-
teil durch den Untertagebau verursacht wurde, auf ungefähr 4 Mio. Mark pro MW zu senken. 
Einig war man sich auch, die Parallelität von geologischer Erkundung und Investitionsvorbe-
reitung in Zukunft zu vermeiden. Das Kombinat GFEH schätzte die Dauer eines Geothermie-
projekts mit sechs bis acht Jahren ein. Es stellte sich heraus, dass meist zwei Suchbohrungen 
nötig waren, was alleine mindestens ein bis zwei Jahre in Anspruch nahm. Dies musste jedoch 
mit dem damaligen Zeitplan der Geothermiekonzeption von ungefähr zwei Jahren pro Projekt 
kollidieren.184 Ein  weiteres  von vielen  Beteiligten  genanntes  Problem der  drei  realisierten 
GHZ war, dass die Möglichkeit des Wärmeabsatzes anfangs gar nicht gegeben war, da die 
Wärmeabnehmer noch nicht fertiggestellt waren. An die GHZ Neubrandenburg wurde erst 
1990 ihre volle Abnehmerzahl angeschlossen. Ein zeitgleicher Aufbau von GHZ und Abneh-
merseite wurde deshalb gefordert, da sonst die betriebswirtschaftliche Rentabilität unmöglich 
war.185
Im Mai 1989 wurde im Ministerium für Geologie ein neues Kartenwerk für die geothermi-
schen Ressourcen im Nordteil der DDR vorgelegt. Mit der Vorlage einer Standortstudie für 
eine GHZ im Zentrum von Waren im November 1989 wollte der VEB GTN an seine Erfolge 
mit der GHZ Waren-Papenberg anknüpfen doch konnte das Projekt wegen fehlender Mittel 
und Bedarfs im Zeitraum 1991-1995 nicht finanziert werden.186
Mit der 1989 beschlossenen politischen Grundlinie zur Nutzung regenerativer Energiequellen 
wurde die Geothermie als wichtigster Bestandteil auserkoren. Die bestehenden drei Anlagen 
sollten durch 9 Mio. Mark "preisgestützt" werden und bis 1995 war geplant sechs weitere An-
lagen zu errichten um das alte Ziel von 110 MW thermischer Leistung zu erreichen. Für die 
Großanlage in Schwerin wurde ein früher Baubeginn vorgeschlagen.187 Es sah wieder so aus 
183 Wornien: Umweltfreundliche Wärmeversorgung, S. 94-95; Bachmann, Ingo: Aspekte der Effektivitätserhö-
hung bei der geothermischen Energiegewinnung, in: Zeitschrift für angewandte Geologie 3 (1990), S. 85-88; 
Seibt, Peter: Die mittel- und langfristigen Forschungsaufgaben zur Erhöhung der volks- und betriebswirt-
schaftlichen Effektivität der geothermischen Energiegewinnung, in: Zeitschrift für angewandte Geologie 3 
(1990), S. 83-85; Erler: Geothermie Neubrandenburg, S. 81f.
184 Erler: Geothermie Neubrandenburg, S. 82;  Hertwig/ Heinz: Entwicklungsstand geothermischer Energiege-
winnung, S. 2.
185 Erler: Geothermie Neubrandenburg, S. 82; Seibt: Forschungsaufgaben, S. 85; Schneider, Detlef: Effektive 
verfahrenstechnische Lösungen bei der Projektierung und Realisierung geothermischer Heizzentralen, in: 
Zeitschrift für angewandte Geologie, 3 (1990),  S. 99; Wornien: Umweltfreundliche Wärmeversorgung, S. 
94.
186 BArch DF 4/32164,  Geothermische Ressourcen im Nordteil der DDR, II;  BArch DF 6/5444, Band 1, un-
pagiert, Protokoll einer Beratung zum Geothermievorhaben Waren-Zentrum.
187 BArch DC 20/I/3/2864, S. 7-10.
46
als könnte der VEB Geothermie perspektivisch den Nordteil der DDR mit Erdwärme versor-
gen.188 1989 erreichte die Geothermie immerhin einen Anteil von 0,1 % an der Fernwärmeer-
zeugung.189
Mit der politischen und wirtschaftlichen Wende verengte sich jedoch der Gestaltungsspiel-
raum des verlustbehafteten VEB GTN. Anfang 1990 wurde versucht das jetzt auf 50 MW di-
mensionierte Projekt in Schwerin mit finanzieller Unterstützung aus Schleswig-Holstein doch 
noch zu retten. Was jedoch nicht gelang. Die Geothermie musste sich den "Finanzierungs- 
und materiellen Investitionsmöglichkeiten der Volkswirtschaft" der dahinscheidenden DDR 
anpassen. Was schließlich zu Entlassungen im Tiefbau des VEB GTN führte. Im Juni 1990 
musste der VEB Geothermie finanzielle Unterstützung aus dem Staatshaushalt beantragen; 
eine zentrale Entscheidung zur Stützung des Betriebes blieb jedoch aus.190
Mit der Privatisierung der Volkseigenen Betriebe durch die Treuhandanstalt Mitte des Jahres 
1990 wurde der VEB Geothermie Neubrandenburg in Teilbetriebe aufgegliedert von denen 
die  neugegründete  Geothermie Neubrandenburg GmbH mit  nur  noch 35 Mitarbeitern den 
Kern bildete. Da von Seiten der bundesdeutschen Energiepolitik nicht viel Hilfe erwartet wer-
den konnte hielt sich das Unternehmen durch Aufträge und Investoren über Wasser.191
Die GTN GmbH überstand die Wendezeit und ist heute noch als Ingenieurbüro tätig. Die 
GHZ Waren-Papenberg wurde am 1. Juli 1991 durch die Stadtwerke Waren von der Treuhand-
anstalt übernommen. Die Anlagen in Waren und Neubrandenburg sind nach mehreren Moder-
nisierungsphasen noch heute in Betrieb.192 1995 wurde in Neustadt-Glewe eine Geothermiean-
lage auf Basis der Untersuchungen in der DDR errichtet.193 Tatsächlich scheinen die Visionen 
aus der DDR vor 30 Jahre im Kontext der „Energiewende“ Wirklichkeit werden zu können: 
Die Stadtwerke Schwerin planen seit über drei Jahren den Bau einer Geothermieanlage mit 
der ein "substanziellen Teil des Wärmebedarfs" der Stadt gedeckt werden kann.194
188 Bußmann: Chancen für Geothermie, S. 2.
189 Hesselbach: Gesamtbilanz Energie 1989, S. 47.
190 BArch DF 6/5444, Band 1, unpagiert.
191 Ohne Autorenangabe: Stadt ohne Schornstein. Bonn blockiert die Förderung alternativer Energiequellen in 
der Ex-DDR. Nun interessieren sich die Japaner für Erdwärme aus Mecklenburg, in: Der Spiegel 13 (1991), 
S. 125-126.
192 Kniesz: GHZ Waren, unpagiert; Ohne Autorenangabe: Geothermische Heizzentrale Neubrandenburg, in: wi-
kipedia, letzte Aktualisierung: 14.02.2015, URL:  https://de.wikipedia.org/wiki/Geothermische_Heizzentra  -
le_Neubrandenburg, Zugriff am: 27.07.2015.
193 Etscheit, Georg: Wir hatten die Nase vorn, in: Die Zeit 37 (2002), letzte Aktualisierung: 05.09.2002, URL: 
http://www.zeit.de/2002/37/Wir_hatten_die_Nase_vorn, Zugriff am: 27.07.2015.
194 Weber, Timo: Jetzt wirds heiß [sic!]. Bald Erdwärme aus Lankow, in svz.de. Zeitung für die Landeshaupt-
stadt,  erstellt  am:  29.04.2015,  URL:  http://www.svz.de/lokales/zeitung-fuer-die-landeshauptstadt/bald-erd  -
waerme-aus-lankow-id9584491.html, Zugriff am: 27.07.2015.
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5. Zusammenfassung
Angesichts der wachsenden Verschuldung und der steigenden Importpreise für fossile Ener-
gieträger entschied sich die SED stärker in heimische Energieträger und die rationelle Ener-
gieanwendung zu investieren. Ende der 70er Jahre wurden zunächst im Bereich der oberflä-
chennahen Geothermie und der Solarthermie unter Einsatz von Wärmepumpen geforscht und 
experimentiert. Anfang der 80er Jahre wurden dann relativ schnell von der politischen Füh-
rung ehrgeizige Ziele für die Produktion und den Einsatz von Wärmepumpen beschlossen. 
Schon 1983 war dann jedoch deutlich geworden, dass sich weder die Produktion, noch die 
Anwendung der Wärmepumpen wie geplant verwirklichen ließ. Die noch zu Beginn des Fünf-
jahrplans  1981-1985  beschlossene  Wärmepumpen-Konzeption  wurde  faktisch  aufgegeben 
und auf ein Minimum reduziert. Gründe hierfür waren falsch eingeschätzte Kosten für die be-
nötigten Grundwasserbrunnen, fehlende Verfügbarkeit der benötigten Betriebsmittel wie Wär-
mespeicher  und Niedertemperaturheizungen sowie  Mängel  bei  den  ausgelieferten  Wärme-
pumpen. Auf der Anwenderseite fehlten dazu noch die Erfahrungen und die zu ersetzenden 
elektrischen Heizungen wurden oft einfach durch Braunkohle-Heizungen ersetzt. Die Einfüh-
rung der Kleinwärmepumpen „von oben“ scheiterte nicht zuletzt an den Anwendern. Hier er-
wies sich das System der Planwirtschaft als zu träge und es gelang nicht wirklich den Bedarf 
in Industrie, Landwirtschaft und bei der Wärmeversorgung richtig zu antizipieren.
Die Umstände bei der Reduzierung der Ziele der Wärmepumpen-Konzeption konnten jedoch 
noch nicht vollständig nachvollzogen werden. Zwar erscheinen die im Beschluss von 1983 
genannten Gründe alle schlüssig, die Herkunft dieses abrupten Sinneswandels ist aber noch 
unklar. Sicherlich spielten die genannten Probleme beim Absatz und der Wirtschaftlichkeit 
eine Rolle, dies erklärt jedoch noch nicht, wieso die Ergebnisse z. B. beim Bau der Wärme-
pumpenheizzentrale Dresden nicht abgewartet wurden. Immerhin lagen die Baukosten von 
ungefähr 1,2 Mio. Mark pro MW wesentlich niedriger als bei den geothermischen Heizzentra-
len, die über 4 Mio. Mark pro MW kosteten. Die Verfügbarkeit der Anlagenteile kann für die 
WPHZ auch nicht schlechter gewesen sein als für die technisch anspruchsvolleren GHZ. Aber 
man war offenbar in der politischen Führungsebene der SED nicht bereit gewesen diese Er-
gebnisse abzuwarten.
1984 wurde mit der Gründung des VEB Geothermie Neubrandenburg, der Fertigstellung der 
GHZ  Waren-Papenberg  und  des  Politbürobeschlusses  zur  Förderung  der  Geothermie  der 
Grundstein für die forcierte Entwicklung der Tiefengeothermie in der DDR gelegt. Ziel war es 
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unter anderem Transportkosten für die Braunkohle in den Norden der DDR zu vermeiden und 
andere teurere Energieträger einzusparen. Auch hier überging man im ZK der SED den Ver-
suchscharakter der Versuchsanlage in Waren und ließ sich zu illusorischen Zielen bei der Wär-
meversorgung durch die Tiefengeothermie hinreißen. Hinzu kam noch, dass im Ministerium 
für Geologie dem nicht widersprochen wurde, sondern diese Meinung sogar noch Bestärkung 
erfuhr. So plante man für den Fünfjahrplan 1986-1990 110 MW an GHZ zu errichten von de-
nen jedoch bis 1990 nur 22 MW fertiggestellt wurden. Grund dafür war, dass noch nicht ge-
nug Erfahrungen mit der Tiefengeothermie vorlagen und deren Risiken schlicht unterschätzt 
wurden. In fast allen Bereichen gab es noch Probleme: bei der geologischen Erkundung, bei 
der Untertagetechnik und den verfahrenstechnischen Anlagen um nur wenige zu nennen. Kein 
Wunder also, dass der enge politisch beschlossene Zeitplan nicht einzuhalten war.
In den späten 80er Jahren kamen dann noch Unklarheiten bei der Rolle des VEB GTN in der 
Wärmeversorgung hinzu. Erst sollte der Betrieb die Funktion des Betreibers übernehmen und 
durch den Wärmetarif seine Kosten selbst erwirtschaften, was jedoch bei den niedrigen Prei-
sen für Wärme und den hohen Investitionskosten der Geothermie nicht möglich war. 1989 
sollte der Betrieb dann doch bezuschusst werden, was sich 1990 zu Zeiten der Privatisierung 
wieder erledigt hatte. Hier zeigte sich auch die große politische Inkonsequenz in der Wärme-
versorgung: höhere Preise hätten die Geothermie wirtschaftlicher gemacht und geholfen die 
Energieverschwendung in der Bevölkerung zu verringern.  Aus politischen Gründen waren 
diese Preise jedoch heilig gewesen.
Ähnlich wie bei der Kernenergie wurden auch bei der Geothermie ehrgeizige Ziele bei dem 
Bau solcher Anlagen beschlossen. Durch die zunehmend desolate Lage der Planwirtschaft der 
DDR in den 80er Jahren waren der Umsetzung solcher Projekte materielle Grenzen gesetzt, 
die durch politische Beschlüsse nicht einfach übergangen werden konnten. Hinzu kam noch, 
dass die Technologie der Tiefengeothermie noch nicht in dem Maße beherrscht wurde, wie für 
die groß angelegten Ziele notwendig gewesen wäre.
So blieb auch die Rolle der Tiefengeothermie in der Wärmeversorgung relativ gering und er-
reichte  1990  ungefähr  0,1  % Anteil  an  der  Fernwärmeversorgung.  Die  Verbrennung  von 
Braunkohle  hatte  sich  als  scheinbar  günstiger  erwiesen  als  die  Nutzung oberflächennaher 
Geothermie und die Tiefengeothermie erreichte nie die von der Politik gesetzten Ziele. Getra-
gen wurde die Entwicklung der Geothermie in der DDR durch die Wissenschaft und Betrie-
ben aus verschiedenen Bereichen der Industrie. Zentrale Politische Entscheidungen wurden 
wie in anderen Bereichen der Energiepolitik vom Sekretariat und Apparat des ZK der SED 
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gefällt und mussten dann auf der Ebene der Ministerien umgesetzt werden.
Im Vergleich zu anderen regenerativen Energiequellen genoss die Geothermie neben dem Bio-
gas besonderes Interesse in der DDR. Als Begründung für den Bau von Geothermieanlagen 
tauchte auch immer die bessere Umweltverträglichkeit im Vergleich zur Braunkohle auf, Kli-
ma und Umwelt  spielten jedoch in der  Energiepolitik nur eine sehr untergeordnete Rolle. 
Oberste Priorität hatte die Versorgungssicherheit, wozu auch die Geothermie als heimischer 
Energieträger beitragen sollte.
Bisher unberücksichtigte Aspekte sind zum einen auf der Verbraucherseite zu verorten: Wie 
wurden die Geothermieanlagen in der Bevölkerung bzw. bei den Bewohnern der mit Erdwär-
me versorgten Wohnungen bewertet? Gab es bei der oberflächennahen Geothermie auch pri-
vate Initiativen zur Installation von Kleinwärmepumpen? Wie haben die Umweltgruppen im 
Umfeld der evangelischen Kirche in der zweiten Hälfte der 80er Jahre auf die politischen Ent-
scheidungen und auf die Nutzung der Geothermie gewirkt?
Die soziale und wirtschaftliche Entwicklungen in den Betrieben, die mit der Geothermie in 
Verbindung standen ist ebenfalls noch nicht hinreichend beantwortet worden. Hier würde es 
sich lohnen Zeitzeugen zu interviewen, den amtlichen Briefverkehr im Bundesarchiv zu ana-
lysieren und weitere staatliche und private Archive zu konsultieren.
Doch  diese  weiterführenden  Untersuchungen  müssten  eigentlich  einer  gründlichen  Erfor-
schung der Wärmeversorgung in der DDR hinten angestellt werden. Eine gründliche Sichtung 
der Bestände des Bundesarchivs würden sicherlich einen wertvollen Quellenkorpus zutage 
fördern und Ansatzpunkte für Recherchen in regionalen Archiven oder Unternehmensarchiven 
bieten. Solange es noch Zeitzeugen gibt sollte man auch diese Quellen nutzen.
Die Erfahrungen, die in der DDR mit der Tiefengeothermie und der Umweltwärme gemacht 
wurden  bieten  durchaus  Anknüpfungspunkte  für  gegenwärtige  und  zukünftige  Projekte, 
wenngleich der Stand des technisch und auch ökonomisch Möglichen ein anderer war. Wär-
mepumpen sind wesentlich effizienter geworden und ein regenerativer Anteil von ungefähr 25 
% am deutschen Strommix senkt auch deren Verbrauch fossiler Primärenergieträger. Durch 
die Volatilität der Einspeisung regenerativ erzeugten Stroms werden Wärmepumpen-Speicher-
heizungen, wie sie in der DDR notwendig waren, wieder interessanter werden, da sie ihren 
Wärmespeicher zu der Zeit füllen können, wo die Einspeisung am höchsten und damit der 
Strompreis am niedrigsten ist.
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